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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


i. Abgeordneter 
Flämig 
(SPD) 


Welche Auffassung vertritt die Bundesregie- 
rung hinsichtlich der Möglichkeit, im Berufs- 
bildungsgesetz zwingend vorzuschreiben, daß 
die Leistungen der Auszubildenden in der 
Berufsschule in die Beurteilung der Lehrab- 
schlußprüfung mit einbezogen werden müssen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


2. Abgeordneter 
Dr. Müller 
(München) 

(CDU/CSU) 


Inwieweit unterstützt die Bundesregierung 
kommunistisch initiierte Hilfsaktionen für 
Nord-Vietnam? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


3. Abgeordnete 
Frau Meermann 


(SPD) 


4. Abgeordnete 
Frau Meermann 


(SPD) 


5. Abgeordneter 
Dr. Schneider 


(CDU/CSU) 


6. Abgeordneter 
Dr. Schneider 
(CDU/CSU) 


Wieviel von den von Bauparkassen mitfinan- 
zierten Eigenheimen, Eigentumswohnungen 
und Mehrfamilienhäusern, die nicht schon in 
der Statistik des sozialen Wohnungsbaues 
erfaßt werden, könnten trotzdem wegen der 
Einkommensverhältnisse der Benutzer als so- 
zialer Wohnungsbau bezeichnet werden? 

Wie beurteilt die Bundesegierung die Möglich- 
keit, Bausparfinanzierungen namentlich zugun- 
sten einkommensschwächerer Sparer auch für 
die Modernisierung und Instandsetzung von 
Wohnungen nutzbar zu machen? 

In welchem Umfang wirkt sich nach den Fest- 
stellungen der Bundesregierung die gegen- 
wärtige Arbeitslosigkeit auf die Wohngeld- 
leistungen aus, und inwieweit ist sichergestellt, 
daß für ein durch die Arbeitslosigkeit beding- 
tes weiteres Anwachsen der Wohngeldleistun- 
gen ausreichende Mittel zur Verfügung stehen? 

Durch welche Maßnahmen hat die Bundesregie- 
rung dafür Sorge getragen, daß Arbeitslose 
schnell und unbürokratisch die ihnen zustehen- 
den Wohngeldleistungen erhalten? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


7. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung die „DDR" darauf 
aufmerksam machen, daß beim Monatsver- 
gleich November/Dezember — also in den 
Weihnachtsreisemonaten — in den Jahren 1972 
über 1973 zu 1974 die Zahl derjenigen, die aus 
der „DDR" zu uns kamen und noch nicht im 
Rentenalter standen, um fast genau die Hälfte 
zurückgegangen ist, nämlich von 11421 Per- 
sonen in 1972 über 6472 Personen in 1973 und 
nunmehr in 1974 auf nur noch 5923 Personen? 


8. Abgeordneter Trifft die Meldung zu, die Zahl der Reisen 
Hösl wegen dringender Familienangelegenheiten 

(CDU/CSU) aus der „DDR" in den freien Teil Deutschlands 

sei 1974 auf 38 298 gegenüber 41 498 im Jahr 
1973 zurückgegangen, und teilt — bejahenden- 
falls — die Bundesregierung die Auffassung, 
daß diese Entwicklung nicht dem Ziel ent- 
spricht, die Zonengrenze auch für die Menschen 
in der „DDR" durchlässiger zu machen? 


9. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


Wie viele Kinder haben im Jahr 1974 aus der 
DDR in die Bundesrepublik Deutschland zu 
ihren Eltern und Angehörigen ausreisen kön- 
nen, und wie viele Kinder warten noch auf die 
Erlaubnis zur Ausreise? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


10. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


Gedenkt die Bundesregierung, das Experiment 
einer vom Bundespresse- und Informations- 
amt herausgegebenen und im Boulevard-Stil 
aufgemachten Zeitung zu wiederholen, und ist 
in diesem Experiment der Anfang des Ver- 
suches zu erblicken, zum Ausgleich für die 
abnehmende Zahl regierungsfreundlicher Blät- 
ter eine in regelmäßigen oder unregelmäßigen 
Abständen erscheinende, aus Steuermitteln 
finanzierte Regierungszeitung zu etablieren? 


11. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung veranlaßt, aus- 
Reddemann gerechnet unter dem Titel eines NPD-Blattes 

(CDU/CSU) die Flugschrift „Wir" herauszugeben? 


12. Abgeordneter Wie hoch ist die Auflage des Blattes „Wir", 
Reddemann und welche Kosten entstehen dem Steuerzahler 

(CDU/CSU) durch seine Herstellung? 
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13. Abgeordneter 
Nordlohne 
(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 
Nordlohne 
(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich 


15. Abgeordneter 
Dr. Schweitzer 
(SPD) 


16. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 
(CDU/CSU) 


17. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 
(CDU/CSU) 

18. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Treffen nach Auffassung der Bundesregierung 
die in dem Informationsblatt des Presse- und 
Informationsamtes der Bundesregierung vom 
Herbst 1972 „Politik ist gut, wenn es den 
Menschen besser geht" u. a. aufgeführten Tat- 
sachen „Arbeitsplätze sind sicher wie nirgend- 
wo sonst", „die Sicherheit der Arbeitsplätze 
hat die Bundesrepublik Deutschland zu einer 
Insel des sozialen Friedens gemacht", „die 
Staatsfinanzen sind in Ordnung" sowie „unsere 
Wirtschaft leistet mehr denn je" jetzt nach 
einem Zeitablauf von nur 26 Monaten noch? 


Welches sind die Gründe 'dafür, daß entgegen 
der erfolgten Zusage des damaligen Staats- 
sekretärs und Chef des Presse- und Informa- 
tionsamtes, von Wechmar, in der Fragestunde 
des Deutschen Bundestages vom 25. April 1974 
bis heute das von mir seinerzeit beanstandete 
vorerwähnte Informationsblatt noch nicht in 
aktualisierter Form erschienen ist? 


des Bundesministers des Auswärtigen 


Beabsichtigt die Bundesregierung, darauf zu 
drängen, daß der Beschluß des Europäischen 
Parlamentes zur Abhaltung von Direktwahlen 
zu diesem Parlament 1978 so bald wie möglich 
auf die Tagesordnung des EG-Ministerrates 
gesetzt und positiv entschieden wird? 


Ist die Bundesregierung gewillt, sich mit Nach- 
druck dafür einzusetzen, daß entsprechend den 
Beschlüssen der Gipfelkonferenz in Paris und 
unter Berücksichtigung des vom Europäischen 
Parlament im Januar 1975 verabschiedeten 
Vertragsentwurfs die ersten allgemeinen und 
direkten Wahlen zum Europäischen Parlament 
im Jahr 1978 stattfinden? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
sicht, daß die Mitgliedstaaten sich rechtzeitig 
über einen Vertrag für die Direktwahl im 
Jahr 1978 einigen? 


Bestehen Schwierigkeiten dahin, Bewerber für 
Sekretariate für bestimmte Bereiche im Rah- 
men der VN zu gewinnen, weil die Angebote 
für deutsche Experten im Ausland in allen 
anderen Bereichen erheblich günstiger sind, 
und zeigt es sich eventuell, daß diese Zurück- 
haltung nur gegenüber einzelnen Plätzen be- 
steht? 
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19. ^Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 

21. Abgeordneter 

Simpfendörfer 

(SPD) 


22. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 

Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Bundesrepublik Deutsch- 
land bei der Ratifizierung der Europäischen 
Menschenrechtskonvention und ihrer Zusatz- 
protokolle sowie bei dem Wiener Überein- 
kommen über diplomatische und konsularische 
Beziehungen aus den Jahren 1961 bis 1963 
Erklärungen über den Begriff „Staatsange- 
hörige" im Sinne von Artikel 116 GG abgege- 
ben hat, die von den Vertragspartnern entge- 
gengenommen wurden? 

Wer sind die Vertragspartner der Europäischen 
Menschenrechtskommission und der Wiener 
Übereinkommen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß es seit 
1968 eine Deutsch-Rhodesische Gesellschaft mit 
Hauptsitz in Stuttgart gibt, die laut Satzung 
(vom 29. Juni 1974) die Einwanderung nach 
Rhodesien fördert und dafür in deutschen Zei- 
tungen (z. B. Cannstatter Zeitung am 2. Juli 
1974; Reutlinger General- Anzeiger am 5. Au- 
gust 1974; Stuttgarter Wochenblatt am 18. Ok- 
tober 1974) und in ihrem Vereinsorgan „Rho- 
desische Rundschau" wirbt, und daß — laut 
Reutlinger General- Anzeiger vom 13. Dezem- 
ber 1974 — eine Delegation dieser Gesell- 
schaft bei einem Besuch in Rhodesien Gesprä- 
che mit Vertretern deutscher Firmen geführt 
hat, daß also diese Gesellschaft durch ihre 
satzungsmäßige Zielsetzung und ihre Aktivi- 
täten der Verpflichtung der Bundesregierung, 
die Sanktionen gegen Südrhodesien wirksam 
durchzusetzen, entgegen wirkt? 

Ist und bleibt — ohne Rücksicht auf neuere 
Verträge Italiens mit Dritten — der im Freund- , 
schaftsvertrag mit der Italienischen Republik 
vom 21. November 1957 und in dessen wesent- 
lichem Protokollbestandteil vom gleichen Tag 
der Bundesrepublik Deutschland auch auf dem 
Hoheitsgebiet Italiens zugesicherte besondere 
Schutz für einen jeden deutschen Staatsange- 
hörigen im Sinne von Artikel 116GG völker- 
rechtlich auch weiterhin gewahrt, der eine 
„von den Behörden der Bundesrepublik 
Deutschland ausgestellte Bescheinigung dar- 
über, daß er Inhaber der deutschen Staatsan- 
gehörigkeit oder Deutscher ist", vorlegt (Bun- 
desgesetzblatt 11/1959 S. 949 ff., insbesondere 
S. 967)? 

Kann die Bundesregierung den Fortbestand des 
gemeinsamen Vertragswillens des Vereinigten 
Königreichs von Großbritannien und Nordir- 
land und der Bundesrepublik Deutschland ge- 
mäß dem Konsularvertrag vom 30. Juli 1956 
dahin gehend bestätigen, daß ohne Rücksicht 
auf andere schwebende Verhandlungen die 
Botschaft und die konsularischen Vertretungen 
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der Bundesrepublik Deutschland weiterhin 
„alle Deutschen im Sinne des Grundgesetzes 
der Bundesrepublik Deutschland“ (Teil 1 Art. 1 
Abs. 4) für den Entsendestaat in Großbritan- 
nien werden schützen können (Teil V) f was 
im übrigen auch im Einklang mit Sinn und 
Wortlaut des Deutschlandvertrages und der 
Verantwortung Großbritanniens für Deutsch- 
land als Ganzes ist? 


24. Abgeordneter 

Wohlrabe 


(CDU/CSU) 


Hat die Tatsache, daß der Botschafter der Bun- 
desrepublik Deutschland bei der Republik 
Österreich ein langjähriger persönlicher und 
politischer Berater führender Persönlichkeiten 
der SPD war, bei der Behandlung der sich aus 
den konsularischen Vertragsverhandlungen 
Wien — Ost-Berlin für die Bundesrepublik 
Deutschland ergebenden Fragen zu irgend- 
einem Zeitpunkt irgendeine Rolle gespielt? 


25. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen hat die Anerkennung 
einer „DDR“ -Staatsbürgerschaft seitens der Re- 
publik Österreich, und welche Maßnahmen 
wird die Bundesregierung treffen, um nega- 
tive Auswirkungen einer solchen Anerken- 
nung auszuschließen und weitere solche An- 
erkennungen durch andere Staaten zu ver- 
hindern? 


26. Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Muß die Haltung der Republik Österreich in 
bezug auf eine eigene „DDR" Staatsbürger- 
schaft, wie sie im paraphierten Konsularab- 
kommen mit Ost-Berlin zum Ausdruck kommt, 
nicht als konsequente Folgerung aus der staat- 
lichen Anerkennung der „DDR“ seitens der 
Bundesregierung und der Aufnahme als zwei- 
ter deutscher Staat in die UNO gesehen wer- 
den, und wie will die Bundesregierung im Ver- 
hältnis zu allen übrigen Staaten, mit denen 
Ost-Berlin mit voller Billigung Bonns diplo- 
matische Beziehungen unterhält, den Rechts- 
standpunkt von nur einer deutschen Staats- 
angehörigkeit faktisch durchsetzen? 


27. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß 
es sich bei dem zwischen Wien und Ost-Berlin 
paraphierten Konsularabkommen um einen 
Verstoß der DDR gegen ihre Protokollerklä- 
rung zum Grundvertrag vom 21. Dezember 
1972 handelt, „daß der Vertrag eine Regelung 
der Staatsangehörigkeitsfrage erleichtern 
wird“, und muß im Nachhinein die damalige 
Protokollerklärung Bonn's, „Staatsangehörig- 
keiten sind durch den Vertrag nicht geregelt 
worden“ als Bestätigung eines folgenschweren 
Versäumnisses der Bundesregierung gewertet 
werden? 
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28. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(CDU/CSU) 


29. Abgeordneter 

Dr. Kliesing 
(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 
Kunz 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 


31. Abgeordneter 
Kunz 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 

Dr. Abelein 
(CDU/CSU) 


Welche Indizien sprechen dafür oder welche 
Nachweise kann die Bundesregierung für die 
Behauptung erbringen, daß unsere Verbünde- 
ten, vor allem aber die drei Mächte, die bis 
zum Abschluß eines gesamtdeutschen Friedens- 
vertrages für Deutschland als Ganzes und für 
Berlin Rechte und Verantwortlichkeiten inne- 
haben, im Herbst 1969 eine Anerkennung der 
Zweistaatlichkeit Deutschlands wünschten oder 
gar selbst anstrebten? 

Wird die Bundesregierung angesichts der 
Äußerung von UNO-Generalsekretär Wald- 
heim im ZDF am 5. Februar 1975 zur Frage 
einer einzigen deutschen Staatsangehörigkeit: 
„In den Vereinten Nationen gibt es nur souve- 
räne Mitgliedstaaten " und „jedes Mitglied 
vertritt seine eigenen Staatsbürger und hat 
auch das Recht dazu" und der Tatsache, daß 
die Weißrussische Sozialistische Sowjetrepu- 
blik und die Ukrainische Sozialistische Sowjet- 
republik Mitgliedstaaten der UNO sind, aber 
ihre Einwohner nur eine Staatsangehörigkeit, 
nämlich die der UdSSR haben,, bei der UNO 
und in der Öffentlichkeit in geeigneter Weise 
darauf hinweisen, daß es Fälle sui generis 
geben kann, in denen die Einwohner zweier 
Mitgliedstaaten der UNO aus besonderen völ- 
kerrechtlichen, verfassungsrechtlichen und na- 
tionalen Gründen nur eine Staatsangehörigkeit 
haben? 

Wie erklärt sich die Bundesregierung den Um- 
stand, daß Ostblockstaaten eine derartige Pra- 
xis mit dem Ziel der Aufsplitterung der einen 
deutschen Staatsangehörigkeit gegenüber Ein- 
wohnern Berlins seit längerem betreiben kön- 
nen, ohne den Protest und ohne geeignete 
Schritte der verantwortlichen deutschen Stel- 
len hervorzurufen? 

Wann haben die betreffenden kommunisti- 
schen Staaten die Bundesregierung von dem 
neuerlichen Versuch der Separierung Berlins 
von der Bundesrepublik Deutschland über die 
Bezeichnung der Staatsangehörigkeit offiziell 
unterrichtet, oder auf welche andere Weise hat 
die Bundesregierung von diesem Tatbestand 
Kenntnis erlangt, und warum wurde der Senat 
von Berlin von der Bundesregierung nicht 
unterrichtet? 


Wie erklärt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß die CSSR jetzt, nach Inkrafttreten 
des „Normalisierungs Vertrages vom 11. De- 
zember 1973" die Praxis der anderen Ostblock- 
staaten übernommen hat, den Einwohnern Ber- 
lins (West) die deutsche Staatsangehörigkeit 
zu bestreiten? 
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33. Abgeordneter 
Dr. Abelein 


(CDU/CSU) 


Welchen Zusammenhang sieht die Bundesre- 
gierung zwischen der jüngst erfolgten Kam- 
pagne der DDR im Zusammenhang mit dem 
Abschluß von Konsularverträgen und dem 
Schritt der CSSR-Regierung, Einwohnern Ber- 
lins die deutsche Staatsangehörigkeit auf Visa- 
anträgen zu bestreiten? 


34. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


Welche Staaten, mit denen die DDR über den 
Abschluß von Konsularverträgen oder -ab- 
kommen verhandelt, haben sich bisher in zwei- 
oder mehrseitigen Verträgen oder sonstigen 
Vereinbarungen mit der Bundesrepublik 
Deutschland unmittelbar oder mittelbar auf 
Art. 116 des Grundgesetzes bezogen und £amit 
die einheitliche deutsche Staatsangehörigkeit 
anerkannt, und wie gedenkt die Bundesregie- 
rung, diese Staaten an der rechtlichen Ver- 
pflichtung zur Respektierung der einen deut- 
schen Staatsangehörigkeit gegen alle Versuche 
der DDR festzuhalten, die weltweite Anerken- 
nung zweier verschiedener deutscher Staats- 
angehörigkeiten durchzusetzen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


35. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Sind Berichte in der „Welt" vom 24. Januar 
1975 zutreffend, denen zufolge unter dem mas- 
siven Druck der Sowjetunion in der Deutschen 
Welle eine Umorganisation und ein Ausschluß 
kritischer Sendungen dem Ostblock gegenüber 
betrieben wird, und wie läßt sich dies mit der 
Presse- und Rundfunkfreiheit in der Bundes- 
republik Deutschland vereinbaren? 


36, Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung in der Lage, den in 
der „Welt" vom 24. Januar* 1975 geäußerten 
Verdacht glaubwürdig zu entkräften, daß sie 
versucht habe, bei der Deutschen Welle Einfluß 
dahin gehend auszuüben, daß dort den sowje- 
tischen Forderungen entsprochen werde, die 
grenzüberschreitenden Funk- und Fernsehsen- 
dungen von jeder Aussage freizuhalten, die 
der Sowjetunion mißfallen könnte? 


37. Abgeordneter Welches sind die Kompetenzen des Bundes 
Dr. Evers bei der Festlegung eines Standortes zur Er- 

(CDU/CSU) richtung eines. Kernkraftwerkes? 


38. Abgeordneter Welches Ressort der Bundesregierung ist für 
Dr. Stavenhagen Standortfragen bei Kernkraftwerken zuständig, 
(CDU/CSU) und wie erfolgt die Abstimmung mit den an- 

deren Ressorts? 
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39. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 

(CDU/CSU) 


40. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 
(CDU/CS Ü) 

41. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 
(CDU/CSU) 

42. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 
(SPD) 


43. Abgeordneter 
Dr. Ahrens 
(SPD) 


44. Abgeordnete 
Frau 

Däubler-Gmelin 

(SPD) 


45. Abgeordneter 
Schinzel 
(SPD) 


Wie ist es möglich, daß der Bundesinnenmini- 
ster auf Grund der Beratungsergebnisse der 
Reaktor-Sicherheitskommission dem Standort 
Wyhl zugestimmt hat, während der Bundes- 
minister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau in seinem Schreiben vom 13. Januar 
1975 erklärte, das Landwirtschaftsministerium 
lehne den Standort Wyhl aus ökologischer 
Sicht ab? 

Auf Grund welcher Kriterien hat die Reaktor- 
Sicherheitskommission dem Standort Wyhl für 
ein Kernkraftwerk zugestimmt? 

Mit welchen Argumenten begründet der Bun- 
deslandwirtschaftsminister jetzt seine Ableh- 
nung? 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem 
Ausmaße Beamte oder Angestellte des öffent- 
lichen Dienstes private Bauplanungsaufträge 
ausführen, und führt eine solche Nebentätig- 
keit zu einer zusätzlichen Erschwernis der 
schwierigen wirtschaftlichen Situation freibe- 
ruflicher Architekten? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung im eigenen Zuständigkeitsbereich wie bei 
Ländern und Gemeinden, die genannte Neben- 
tätigkeit — etwa durch Zurücknahme von 
Genehmigungen — einzudämmen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem 
Umfang in den letzten drei Jahren in den 
einzelnen Bundesländern öffentliche Bedien- 
stete auf Grund des gemeinsamen Beschlusses 
der Bundesregierung und der Ministerpräsi- 
denten der Länder verfassungsmäßig über- 
prüft worden sind? 


Wie erklärt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß der Deutsche Edgar Thelen vom 10. bis 
16. Januar 1975 in München Söldner für Rho- 
desien werben konnte, obwohl schon am 14. 
Dezember 1974 in einer Annonce in der „Welt" 
„ehemalige Soldaten aller Dienstgrade, bis 
35 Jahre, die gesund und leistungsfähig sind" 
für Rhodesien geworben wurden, und obwohl 
schon vor der Einreise Thelens in die Bundes- 
republik Deutschland in mehreren ausländi- 
schen Zeitungen (siehe dazu Tages-Anzeiger, 
Zürich am 9. und 10. Januar 1975; Daily Mail, 
London, am 10. Januar 1975; The Star, Johan- 
nesburg, am 11. Januar 1975) zu lesen war, 
daß Interessenten für die „Rhodesian Security 
and General Services" ihre Bewerbungen an 
„Oberstleutnant E. A. D. Thelen, D-8000 Mün- 
chen, West Germany, Hotel Holiday Inn" rich- 
ten sollen? 
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46. Abgeordneter 
Schlaga 
(SPD) 


47. Abgeordneter 
Hansen 
(SPD) 


48. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 
Dr. Meinecke 
(Hamburg) 
(SPD) 


Wie gedenkt die Bundesregierung sicherzu- 
stellen, daß die (laut Süddeutsche Zeitung vom 
16. Januar 1975 — rund 800) Interessenten für 
die „Rhodesian Security and General Servi- 
ces“, deren Bewerbungen der deutschstämmige 
Oberstleutnant E. A. D. Thelen, während seines 
Aufenthaltes in München im Januar 1975 be- 
arbeitet hat, nicht in den Dienst des rhodesi- 
schen „Rebellen-Regimes" treten können, und 
daß die Anwerbung von Söldnern (die Thelen 
— nach eigenem Geständnis — im Auftrag der 
rhodesischen Regierung in der Bundesrepublik 
Deutschland betrieben hat), nach der Verhaf- 
tung Thelens, nicht von seinem „geschulten 
Mitarbeiterkreis" (Süddeutsche Zeitung, 16. Ja- 
nuar 1975) oder über Postfachadressen („Welt", 
14. Dezember 1974) weitergeschehen kann? 


Billigt die Bundesregierung die Praxis ver- 
schiedener Bundesländer, von jedem Bewerber 
für den öffentlichen Dienst als Teil der Bewer- 
bungsunterlagen einen Nachweis über die 
Wohn- und Aufenthaltsorte der letzten zehn 
Jahre anzufordern, und hat sie die Absicht, 
durch eine Novellierung der entsprechenden 
Beamtenrechtsrahmenvorschriften eine solche 
Praxis künftig zu verhindern? 


Hält die Bundesregierung es für sinnvoll, den 
Bereich der Verkehrsunfallhilfe der Berufs- 
bzw. freiwilligen Feuerwehr zu entziehen und 
diesen dem THW (Technisches Hilfswerk) zu 
übertragen, und wie sollen Zuständigkeit und 
Einsatzleitung künftig geregelt werden? 


In welcher Form hat die Bundesregierung bis- 
her den Ländern und Kommunen Empfehlun- 
gen oder Richtlinien zur Mitarbeit und Ausge- 
staltung des Europäischen Denkmalschutzjah- 
res erteilt, um sicherzustellen, daß die Bundes- 
republik Deutschland nicht anderen Ländern 
gegenüber zurücksteht, wie zu befürchten ist, 
wenn man z. B. die hervorragenden Vorberei- 
tungen der polnischen Regierung in den Städ- 
ten Warschau, Krakau und Danzig berücksich- 
tigt? 


Wie beurteilt die Bundesregierung auch unter 
dem Gesichtspunkt der Förderung des Breiten- 
sports die wirtschaftliche Situation der Ver- 
eine der Ersten und Zweiten Fußball-Bundes- 
liga, und sieht sie eine Möglichkeit, in Zusam- 
menarbeit mit dem Deutschen Fußballbund 
und dem Deutschen Sportbund der zunehmen- 
den Verschuldung einer Vielzahl von Vereinen 
dieser Ligen entgegenzuwirken? 
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51. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 

Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


53. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Nachdem in den letzten Wochen Minen aus 
der DDR im Bereich des Elbezuflusses Seege 
auf das Gebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land abgetrieben wurden, frage ich die Bundes- 
regierung, an welchen Stellen der Zonengrenze 
ähnliche Gefährdungen bestehen, und welche 
Schritte sie unternommen hat, um mögliche 
Gefährdungen auszuschließen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß verschiedene Ostblockstaaten bei 
Visaanträgen Berliner Einwohner die Staats- 
angehörigkeit „deutsch" durch Stempel un- 
kenntlich machen und durch die — fremdspra- 
chige — Bezeichnung „Person mit ständigem 
Wohnsitz im Westsektor von Berlin" über- 
stempeln? 

Ist die Bundesregierung bereit, nachdem sie 
eine Veröffentlichung der vom Bundesarchiv 
erarbeiteten „Dokumentation von Vertrei- 
bungsverbrechen" ablehnt, die von 1955 bis 
1961 vom Bundesministerium für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte herausge- 
gebene und längst vergriffene „Dokumentation 
der Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mittel- 
europa" neu aufzulegen oder neu zusammen- 
zustellen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


54. Abgeordnete 
Frau Berger 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der Vorlage und Verabschiedung des Entwurfs 
eines Gesetzes über die internationale Rechts- 
hilfe in Strafsachen besonderer Vorrang ein- 
geräumt werden sollte, um wenigstens deut- 
scherseits alles zu tun, was zur Lösung der sich 
aus der Verurteilung von deutschen Staats- 
angehörigen in Ländern mit anderer Strafvoll- 
zugspraxis ergebenden Probleme beitragen 
kann? 


55. Abgeordnete 
Frau Berger 
(CDU/CSU) 


Läßt sich jetzt ein genauerer Termin für die 
Vorlage des Entwurfs eines Gesetzes über die 
internationale Rechtshilfe in Strafsachen in 
Aussicht stellen, nachdem dies nach dem Ant- 
wortschreiben des Parlamentarischen Staats- 
sekretärs Dr. de With vom 23. Juli 1974 
(Drucksache 7/2465) noch nicht möglich war? 


56. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung in Wahrneh- 
Dr. Schweitzer mung ihrer Fürsorgepflicht auch gegenüber 
(SPD) ausgeschiedenen Bundesbeamten bzw. Bundes- 

richtern die Einleitung von Schritten im Hin- 
blick auf bestimmte, in der Öffentlichkeit auf- 
gestellte Behauptungen über angeblich falsche 
dienstliche Angaben des früheren Senatsprä- 
sidenten am Bundesgerichtshof, Jagusch? 
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57. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


Waren alle in Frage kommenden Gerichte und 
Behörden mit den Texten der zu Anfang des 
Jahres 1975 in Kraft tretenden Gesetzen ver- 
sorgt, und warum wurden — verneinenden- 
falls — im Hinblick auf die kurze Frist zwi- 
schen Verabschiedung und Verkündung der 
Gesetze keine Sonderdrucke des Bundesgesetz- 
blattes verteilt? 


58. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Welche politischen Erwägungen haben die 
Bundesregierung veranlaßt, das rechtsstaat- 
liche Gebot der strafrechtlichen Verfolgung 
von Schwerstverbrechen zurückzustellen und 
den zu einem Besuch beim DGB eingeladenen 
früheren Chef des sowjetrussischen KGB, 
Herrn Alexander Scheljepin, dessen Beteili- 
gung an zwei in der Bundesrepublik Deutsch- 
land vom KGB verübten Morden durch höchst- 
richterliches Urteil festgestellt ist, in Anwen- 
dung von § 153 b der Strafprozeßordnung von 
der Strafverfolgung freizustellen? 


59. Abgeordneter 
Spranger' 
(CDU/CSU) 


Warum hat die Bundesregierung dafür gesorgt, 
daß von der Strafverfolgung des ehemaligen 
Chefs des Staatssicherheitsdienstes KGB we- 
gen Mordes an Exilukrainern abgesehen wird, 
und hat sie dabei die Meinung des amerika- 
nischen Gewerkschaftsvorsitzenden, George 
Meany, demzufolge es keinen plausiblen 
Grund zu Gesprächen oder zu irgendwelchen 
anderen Kontakten zwischen freien Gewerk- 
schaftsbewegungen und dem von der kommu- 
nistischen Partei der Sowjetunion ernannten 
Boß einer sogenannten Arbeiterorganisation 
gibt, mit in Betracht gezogen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


60. Abgeordneter 

Dr. Jens 


(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, der Flick- 
KG die Vergünstigungen des § 6 b EStG ein- 
zuräumen, oder beharrt sie darauf, daß der 
beim Verkauf des Daimler-Benz-Aktienpaketes 
an die Deutsche Bank entstandene Buchgewinn 
wie üblich ordnungsgemäß versteuert wird? 


61. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 


Da, wie der Presse vom 28. Januar 1975 zu 
entnehmen ist, der Parlamentarische Staats- 
sekretär im Bundesfinanzministerium, Offer- 
geld, erklärt hat, die Regierung wolle die Ver- 
zinsung von Guthaben der Steuerzahler bei 
den Finanzämtern einführen, frage ich die 
Bundesregierung, wann und auf welche Weise 
sie die Verzinsung von Steuerguthaben ver- 
wirklichen will? 
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62. Abgeordneter 
Dr. Zeitei 
(CDU/CSU) 


63. Abgeordneter 

Dr. Sprung 
(CDU/CSU) 


64. Abgeordneter 

Dr. Fuchs 


(CDU/CSU) 


65. Abgeordneter 

Dr. Franz 


(CDU/Co U) 


66. Abgeordneter 

Müller 

(Schweinfurt) 

(SPD) 


67. Abgeordnete 

Frau Huber 


(SPD) 


68. Abgeordnete 

Frau Huber 


(SPD) 


Aus welchen Gründen erschien im Spiegel 
Nummer 6 vom 3. Februar 1975 eine Anzeige 
über Bundesschatzbriefe, in der Bundesschatz- 
briefe mit Zinssätzen von dem Durchschnitt 
9,21% angepriesen werden, obwohl der Ver- 
kauf derartiger Bundesschatzbriefe zum 31. Ja- 
nuar 1974 eingestellt wurde? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, 
darauf hinzuwirken, daß die Zeitdauer von 
Überweisungen, insbesondere Gehalts- und 
Lohnüberweisungen, die oft einen Zeitraum 
von bis zu 14 Tagen benötigen, wie eine Fülle 
von Beschwerden zeigt, auf ein normales zeit- 
liches Ausmaß reduziert werden können? 

Mit welchen Tatsachen kann die Bundesregie- 
rung die Äußerungen begründen, die laut 
Pressemeldungen von Regierungsseite gemacht 
wurden, „die Einhaltung von Diät führe ange- 
sichts der modernen Lebens- und Essensge- 
wohnheiten zu keiner Mehrbelastung" und der 
Steuerfreibetrag für Mehraufwendungen bei 
Diätkost sei „vielfach ungerechtfertigt in An- 
spruch genommen worden"? 

Wie beantwortet die Bundesregierung ange- 
sichts der zu erwartenden langen Bearbeitungs- 
dauer von Anträgen auf Lohnsteuerjahresaus- 
gleich die Frage nach der Verzinsung der Be- 
träge an zu viel bezahlten Steuern? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
auf die Finanzbehörden dahin gehend einzu- 
wirken, daß den Viehhändlern und -kommis- 
sionären die von ihnen im Zusammenhang mit 
Viehkäufen bei Landwirten vorgelegten 3,5% 
Umsatzsteuer zügiger als bisher zurückgezahlt 
werden, da die derzeitigen Rückzahlungsfristen 
von 6 bis 8 Wochen im Hinblick auf das der- 
zeitige Zinsniveau unangemessen lang er- 
scheinen? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Ländern 
zu empfehlen, bei den Finanzämtern darauf 
hinzuwirken, daß ein Wechsel in der Eingrup- 
pierung erwerbstätiger Ehepaare von den 
Steuerklassen IV/IV zu III/V oder umgekehrt 
wegen des zur Zeit schwierigen Überblicks in 
diesem Jahre großzügig gehandhabt werden 
kann? 

Hat die Bundesregierung Bedenken dagegen, 
daß ein Arbeitnehmer, der nebeneinander von 
mehreren Arbeitgebern Arbeitslohn bezieht, 
die Lohnsteuerkarten aus dem ersten und dem 
zweiten Arbeitsverhältnis während des Kalen- 
derjahres austauscht, weil dies zu einer Ver- 
minderung der monatlichen Lohnsteuerbela- 
stung führt? 
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69. Abgeordneter 

Dr. Dollinger 
(CDU/CSU) 


Ist es Zufall oder Absicht, daß die Hinweise 
auf Zugehörigkeit zu Parlamente^ (Bundestag 
bzw. Landtag) bei entsprechenden Verwal- 
tungsrat-, Aufsichtsrat- und Beiratsmitglie- 
dern, die in dem vom Bundesministerium für 
Finanzen herausgegebenen Buch „Beteiligung 
des Bundes 1973" fehlen? 


70. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung bisher unter- 

Dr. Wörner nommen, um die Standortpläne der Länder 

(CDU/CSU) auf Grund einheitlicher Bewertungsdaten beur- 

teilen zu können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


71. Abgeordneter Warum hat der Bundeskanzler die Wirtschafts- 
Hödierl politik der Vereinigten Staaten kritisiert? 

(CDU/CSU) 


72. Abgeordneter Wie verträgt sich die Aussage des Kanzlers in 
Höcherl seinem Interview über das Wachstum der 

(CDU/CSU) deutschen Volkswirtschaft mit den Annahmen 

im Sozialbericht? 


73. Abgeordneter 
Meinike 
(Oberhausen) 
(SPD) 


In welcher Weise hat die Bundesregierung dem 
Ersuchen des Sicherheitsrates der Vereinten 
Nationen in Absatz 5 seiner Entschließung 
333 betreffend Südrhodesien vom 22. Mai 1973 
(veröffentlicht im Bundesanzeiger vom 4. Ok- 
tober 1973): der Sicherheitsrat „ersucht die 
Staaten, falls sie mit Südafrika oder Portugal 
Handel treiben, dafür zu sorgen, daß in Kauf- 
verträgen mit diesen Ländern ein eindeutiges 
und rechtlich durchsetzbares Verbot des Han- 
dels mit Waren südrhodesischen Ursprungs 
enthalten sein sollte; ebenso sollten Verkaufs- 
verträge mit diesen Ländern ein Verbot des 
Wiederverkaufs oder der Wiederausfuhr von 
Waren nach Südrhodesien enthalten", — ins- 
besondere in Bezug auf Südafrika — entspro- 
chen, und wie erklärt die Bundesregierung die 
Tatsache, daß deutsche Markenartikel in Süd- 
rhodesien gehandelt werden? 


74. Abgeordneter 
Lambinus 


(SPD) 


In welcher Weise und mit welchem Ergebnis 
hat der Interministerielle Südrhodesien-Aus- 
schuß Hinweise auf Verstöße deutscher Firmen 
gegen die Südrhodesien-Sanktionen, — insbe- 
sondere die im April 1974 bekannt geworde- 
ne Beteiligung der Neunkirchner Eisenwerke 
und der Klöckner Stahlwerke am Ausbau der 
„Rhodesian Iron and Steel Company" (RISCO), 
durch geheime Handelsverträge, die die Ab- 
nahme rhodesischen Stahls sicherstellen sol- 
len — aufgeklärt? 
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75. Abgeordneter 

Lambinus 


(SPD) 


76. Abgeordneter 

Reiser 

(SPD) 


77. Abgeordnete 
Frau 

von Bothmer 
(SPD) 


78. Abgeordneter 
Susset 


(CDU/CSU) 


79. Abgeordneter 
Susset 
(CDU/CSU) 


Zu welchem Ergebnis hat bisher die ständige 
Überprüfung der außenwirtschaftsrechtlichen 
Vorschriften zur Durchführung der Sanktionen 
gegen Südrhodesien auf ihre Effektivität hin, 
die in den Tagesnachrichten des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft vom 6. August 1974 als 
Hauptaufgabe des Interministeriellen Südrho- 
desien-Ausschusses genannt ist, geführt? 

Welche deutschen Firmen sind seit 1968, wegen 
welcher Verstöße gegen die Südrhodesien- 
Sanktionen und die entsprechenden Vorschrif- 
ten des Außenwirtschaftsrechts mit welchem 
Strafmaß belegt worden? 

Hat der Interministerielle Südrhodesien-Aus- 
schuß, den die Bundesregierung im August 
1974 eingesetzt hat und dessen Hauptaufgabe 
es ist, die außenwirtschaftsrechtlichen Vor- 
schriften zur Durchführung der Sanktionen 
gegen Süd-Rhodesien (Zimbabwe) ständig auf 
ihre Effektivität hin zu prüfen, inzwischen mit 
der Arbeit begonnen, und ist ihm das umfang- 
reiche Material, das in den verschiedenen 
Ministerien gelagert ist, zur Durchsicht über- 
antwortet worden? 

Ist die Bundesregierung bereit, die in ver- 
schiedenen Presseveröffentlichungen wiederge- 
gebenen Äußerungen ihres Vertreters im VW- 
Aufsichtsrat, Herrn Staatssekretär Dr. Schlecht, 
über eine beabsichtige Stillegung des Werk- 
bereiches Neckarsulm näher zu interpretieren 
bzw. zu dementieren? 

Wie gedenkt die Bundesregierung durch eige- 
nes Engagement als Großaktionär bei VW 
ihrer sozialen Verpflichtung zum Erhalt der 
Arbeitsplätze bei Audi/NSU in Baden-Würt- 
temberg nachzukommen, und hält die Bundes- 
regierung ihre Zusage in der Antwort auf 
meine Anfragen vom Juli 1974 aufrecht, es 
gebe keinen Anlaß einer besonderen Gefähr- 
dung der Arbeitsplätze bei Audi/NSU im 
Raum Heilbronn und Hohenlohe? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


80. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Sind nach dem Gesetz über die Gemeinschafts- 
aufgaben bei den forstwirtschaftlichen Maß- 
nahmen außer den für die Aufforstung vorge- 
sehenen Hilfen (Pflanz- und Unterhaltungs- 
kosten) auch Förderungsmittel für die Land- 
schafts- und Forstfachplanung in diesen Gebie- 
ten vorgesehen, wenn ja, in welchem Umfang 
und für welche Flächen? 
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81. Abgeordneter 
Dreyer 

(CDU/CSÜJ 


82. Abgeordneter 
Dreyer 
(CDU/CSU) 


83. Abgeordneter 
Gansei 
(SPD) 


84. Abgeordneter 
Gansei 
(SPD) 


85. Abgeordneter 

Immer 

(SPD) 


86. Abgeordneter 

Niegel 

(CDU/CSU) 


87. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Wie sind nach Meinung der Bundesregierung 
die Auswirkungen des Anlandeboykotts für 
isländische Fischereifahrzeuge in deutschen 
Häfen auf die deutsche Fischwirtschaft insge- 
samt zu beurteilen? 


Gibt es nach Auffassung der Bundesregierung 
besondere Schwierigkeiten in bestimmten 
Zweigen der deutschen Fischwirtschaft, die 
durch den Anlandestopp mit verursacht wor- 
den sind? 


Wie ist der derzeitige Stand des Disziplinar- 
verfahrens gegen Professor Neitzke von der 
Bundesanstalt für Milchforschung, und beab- 
sichtigt die Bundesregierung, Belastungsmate- 
rial aus dem Verfahren der Staatsanwaltschaft 
zu übergeben und gegen andere Beamte der 
Bundesanstalt für Milchforschung Disziplinar- 
verfahren einzuleiten? 


Auf welche Fakten stützt die Bundesregierung 
ihre Annahme, die bisherige Molkereistruktur* 
Politik sei, von Ausnahmen abgesehen, ein 
voller Erfolg, und aus welchen Gründen hält 
die Bundesregierung nach wie vor in den Ver- 
gaberichtlinien zur Molkereistrukturverbesse- 
rung an dem umstrittenen „reinen Wirtschaft- 
lichkeitsvergleich " sowie in den Grundsätzen 
zu den Vergaberichtlinien an der zu großen 
Überkapazitäten führenden sogenannten „Reu- 
terformel" fest? 


Trifft die Behauptung der Landesregierung 
von Rheinland-Pfalz zu, daß der Zuschuß des 
Bundes im Rahmen des einzelbetrieblichen 
Förderprogramms zugunsten landwirtschaftli- 
cher Betriebe für Maßnahmen des Landes 
Rheinland-Pfalz im Haushaltsplan des Jahres 
1975 um etwa sechs Millionen DM gekürzt 
wurde, und welches sind gegebenenfalls die 
Gründe dafür? 


Ist die Bundesregierung bereit, von ihrer ur- 
sprünglichen Vorstellung zur Neuorganisation 
der Marktordnungsstellen (Einfuhr- und Vor- 
ratsstellen) abzugehen und die einstimmig vor- 
getragenen Argumente aller betroffenen Wirt- 
schaftskreise und Verbände zu berücksichti- 
gen? 


In welcher Höhe wirkt sich nach Meinung der 
Bundesregierung die in Brüssel beschlossene 
Anhebung des Stützungsniveaus für Agrar- 
preise auf das Einkommen der Landwirtschaft, 
die Verbraucherpreise und die Lebenshaltungs- 
kosten in der Bundesrepublik Deutschland aus? 
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88. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise verändert sich nach Meinung 
der Bundesregierung der Grenzausgleich bei 
den verschiedenen Agrarprodukten, wenn das 
Agrarpreisstützungsniveau in den Ländern der 
Europäischen Gemeinschaften unterschiedlich 
festgelegt wird bei Beibehaltung der Basis 
Rechnungseinheit bzw. bei der Wahl einer 
anderen Bezugsgröße? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


89. Abgeordneter 
Maucher 


(CDU/CSU) 


90. Abgeordneter 
Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 
(CDU/CSU) 


91. Abgeordneter 

Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Anre- 
gungen gemacht worden sind durch das Ar- 
beitsministerium von Baden-Württemberg, in 
Tübingen ein Rehabilitationszentrum für deut- 
sche und französische Hirnverletzte zu schaf- 
fen, und ist die Bundesregierung bereit, ein 
solches Vorhaben mit Nachdruck: zu unter- 
stützen? 

Trifft es zu, daß die Arbeitslosenquoten der 
USA und der Bundesrepublik Deutschland nicht 
miteinander vergleichbar sind, weil in den 
USA die Zahl der Arbeitslosen auf einen 
erheblich kleineren Ausgangs-Personenkreis 
von Erwerbspersonen bezogen wird und dem- 
zufolge die Prozentquote in den USA höher 
ausgewiesen wird, als dies bei der Berech- 
nungsmethode der Bundesrepublik Deutsch- 
land der Fall sein würde? 

Hat die Bundesregierung eine Vorstellung dar- 
über, wieviel Prozentpunkte höher die Quote 
in der Bundesrepublik Deutschland aus diesem 
Grunde in etwa ausgewiesen werden müßte, 
um die Vergleichbarkeit mit den entprechen- 
den Zahlen in den USA herzustellen? 


92. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


93. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


94. Abgeordneter 
Dr. Sprung 
(CDU/CSU) 


Welches sind die individuellen Höchstleistun- 
gen für Umschulungen nach dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz gewesen, und wieviel geförderte 
Umschulungsfälle hat es seit Inkrafttreten des 
Gesetzes gegeben? 

Welche umschulungsbedingten Aufwendungen 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz werden 
durch die Bundesanstalt für Arbeit erstattet, 
und welche festgestellten Mißbräuche machen 
nach Auffassung der Bundesregierung eine 
Präzisierung des Gesetzes erforderlich? 

Wie viele zusätzliche Mitarbeiter mußten und 
gegebenenfalls müssen noch von den Arbeits- 
ämtern zur Bearbeitung der Kindergeldanträge 
und zur Auszahlung des Kindergeldes ange- 
stellt werden, und auf welchen Betrag belaufen 
sich die dafür erforderlichen Ausgaben? 
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v 


95. Abgeordneter 
Dr. Franz 
(CDU/CSU) 


96. Abgeordneter 
Ziegler 
(CDU/CSU) 


97. Abgeordneter 
Niegel 

(CDU/CSU) 


98. Abgeordneter 

Dr. Höltz 
(SPD) 


99. Abgeordneter 

Dr. Holtz 
(SPD) 

100. Abgeordneter 
Horstmeier 
(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich 


101. Abgeordneter 

Hansen 

(SPD) 

102. Abgeordneter 

Würtz 

(SPD) 


Trifft es zu, daß durch die Auszahlung des 
Kindergeldes durch die Finanz- statt durch die 
Arbeitsämter eine halbe Milliarde DM gespart 
würden? 

Welche Ausfälle im Aufkommen an Lohnsteuer 
sowie an Renten- und Krankenversicherungs- 
beiträgen sind als Folge der gestiegenen Ar- 
beitslosenzahlen eingetreten, und mit welchen 
Ausfällen ist auf Grund welcher Prognose der 
weiteren Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt 
zu rechnen? 

Ist die Bundesregierung bereit, für die Be- 
schäftigungshilfen (Lohnkostenzuschüsse und 
Mobilitätszulagen) nach dem Konjunkturpro- 
gramm „Aufschwung nach Maß" als Vertei- 
lungsschlüssel die jetzigen Arbeitslosenquoten 
zugrunde zu legen und nicht die des Zeitrau- 
mes vom 1. September bis 30. November 1974? 

Besteht nach Ansicht der Bundesregierung die 
Möglichkeit, Anträge zur Gewährung von Ar- 
beitslosengeld in beispielsweise folgenden 
Punkten zu vereinfachen: Verkürzung des 
Nachweises von Beschäftigungs- und Ausfall- 
zeiten von jetzt fünf auf drei Jahre, Verein- 
fachung des Verfahrens bei Krankheit des 
Arbeitslosen? 

Sieht die Bundesregierung weitere Möglich- 
keiten, die Antragstellung zu erleichtern? 


Was gedenkt die Bundesregierung für die 
Wahrung des sozialen Besitzstandes zu tun, 
wenn Schwerbeschädigte nach der neuen Kin- 
dergeldregelung, die die Kinderzuschläge der 
Unfallrenten in Fortfall bringt, auch bei Ein- 
beziehung des Kindergeldes geringere Unfall- 
renten bekommen? 


des Bundesministers der Verteidigung 


Welches waren die Ursachen für den Absturz 
der Transall C-160 der Bundesluftwaffe auf 
Kreta? 

Trifft es zu, daß das Wehrbereichsgebührnis- 
amt III Anträge für das neue Kindergeld von 
berechtigten Gehalts- bzw. Versorgungsemp- 
fängern verlangt, obwohl dies ausdrücklich in 
der Informationsschrift des Bundesministeri- 
ums für Jugend, Familie und Gesundheit vom 
September 1974, Seite 14, Ziffer F.2. verneint 
wird? 
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103. Abgeordneter Treffen nach Kenntnis der Bundesregierung 
Coppik Presseberichte zu, daß im vergangenen Jahr 

(SPD) eine Planungsgruppe des Außenministeriums 

der USA zusammen mit dem Obersten Alliier- 
ten Befehlshaber Atlantik (SACLANT) die 
neue Lage am ,Kap der guten Hoffnung' nach 
dem Machtwechsel in Portugal analysiert und 
Beschlüsse zur Stabilisierung der Verteidigung 
auf der offenen Südflanke der NATO gefaßt 
hat, und welche Veränderungen ergeben sich 
hieraus für die Südafrika-Politik der NATO? 


Treffen nach Kenntnis der Bundesregierung 
Presseberichte zu, daß nach den Beschlüssen 
des NATO-Militär- Ausschusses (MC) 1973 und 
der Konferenz von Ottawa 1974 der Militär- 
Ausschuß (MC) im vergangenen Jahr einen 
Beschluß gefaßt hat, mit der Republik Süd- 
afrika in Verhandlungen über die Benutzung 
von Simonstown als NATO-Stützpunkt zu 
treten und daß Verhandlungen von NATO- 
Exekutivorganen mit der Führung der süd- 
afrikanischen Streitkräfte bereits stattgefunden 
haben und noch stattfinden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


105. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Befürchtung des 

Dr. Arnold deutschen Zollkriminalinstitutes in Köln, daß 

(CDU/CSU) eine Heroin-Welle großen Ausmaßes im Früh- 

jahr über die Bundesrepublik Deutschland 
hereinbreche, weil in der Türkei erstmals 
wieder eine Rohopium-Ernte eingebracht wer- 
de und es den türkischen Regierungsstellen 
nicht gelänge, die gesamte Ernte aufzukaufen, 
um sie ausschließlich für pharmazeutische 
Zwecke zu verwenden? 

106. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Dr. Weber Arbeitsämter Anträge auf Zahlung von Kin- 

(Köln) dergeld für Abiturienten zurückweisen, wenn 

(SPD) diese weder Studienplatz noch Praktikanten- 

oder Lehrstellen erhalten? 

107. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung mit mir darin 

Dr. Weber überein, daß es unbillig ist, die Kinder, die 

(Köln) keine Lehr- oder Praktikantenstelle erhalten 

(SPD) haben und sich dadurch finanziell noch schlech- 

ter stellen, vom Bezug des Kindergeldes aus- 
zuschließen, während die Kinder, die eine 
Praktikanten- oder Lehrstelle bekommen ha- 
ben, neben dieser Praktikanten- oder Ausbil- 
dungsvergütung das Kindergeld erhalten? 


104. Abgeordneter 
Coppik 
(SPD) 
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108. Abgeordneter 

Reiser 


(SPD) 


109. Abgeordneter 

Wüster 


(SPD) 


110. Abgeordneter 
Krockert 


(SPD) 


111. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 
(SPD) 


112. Abgeordneter 
Schleicher 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung noch eine weitere 
Notwendigkeit für die gesetzlich vorgeschrie- 
bene Pockensdiutzimpfung, und wann ist ge- 
gebenenfalls damit zu rechnen, daß sie abge- 
sdiafft wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Bestim- 
mungen des § 38 des Bundesangestelltentarifs 
und des § 18 Abs. 2 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes, nach denen eine Zahlung des Kinder- 
geldes über das 18. Lebensjahr hinaus nur 
dann erfolgt, wenn der Betroffene sich in einer 
Schul- oder Berufsausbildung befindet, für die 
Fälle zu ändern, in denen die Betroffenen, 
nachweislich durch das Arbeitsamt, noch keine 
Lehrstelle gefunden haben und deshalb, da 
sie sich noch nicht in Berufsaubildung befin- 
den, kein Kindergeld mehr gezahlt wird? 

Welche rechtlichen und administrativen Maß- 
nahmen hat die Bundesregierung getroffen, 
um der Aufforderung des Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen in Absatz 8 seiner „Ent- 
schließung betreffend die Lage in Südrhode- 
sien " vom 29. Mai 1968 (veröffentlicht im Bun- 
desanzeiger vom 28. Juni 1968): der Sicher- 
heitsrat „fordert alle Mitgliedstaaten der Ver- 
einigten Nationen und der Sonderorganisa- 
tionen auf, alle ihnen möglichen Maßnahmen 
zu treffen, um eine Betätigung ihrer Staatsan- 
gehörigen und in ihrem Hoheitsgebiet befind- 
lichen Personen zur Förderung, Unterstützung 
oder Begünstigung der Auswanderung nach 
Südrhodesien zu verhindern und dadurch die- 
ser Auswanderung Einhalt zu gebieten", Gel- 
tung zu verschaffen? 

Wie verträgt es sich mit den Sanktionsvor- 
schriften, daß in bundesdeutschen Zeitungen 
für die Auswanderung nach Rhodesien gewor- 
ben werden kann, wie durch die Deutsch-Rho- 
desische Gesellschaft z. B. im Stuttgarter Wo- 
chenblatt, im Wochenblatt Reutlingen/Tübin- 
gen, in der Cannstatter Zeitung und im Reut- 
linger General- Anzeiger geschehen, und daß 
Vertreter dieser Gesellschaft sogar — nach 
Angaben im Reutlinger General-Anzeiger vom 
13. Dezember 1974 — „Gespräche mit Vertre- 
tern deutscher Firmen" in Rhodesien führen 
konnten? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, der Auffas- 
sung der Arbeitsgemeinschaft der leitenden 
Medizinalbeamten der Länder zu folgen, die 
Erkrankungsgefahr an Pocken sei in Deutsch- 
land äo gering geworden, daß das Risiko der 
selten aber schwerwiegenden Impfschäden 
nicht mehr in Kauf genommen werden könne, 
und wird die Bundesregierung den Entwurf 
eines Gesetzes einbringen, mit dem Ziel, die 
Pockenerstimpfung von Kleinkindern aufzu- 
heben? 
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113. Abgeordneter 
Dr. Meinecke 
(Hamburg) 
(SPD) 


114. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


115. Abgeordneter 

Kroll-Schlüter 

(CDU/CSU) 


116. Abgeordneter 

Kroll-Schlüter 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung — auf Grund der 
Entschließung des Deutschen Bundestages (vgl. 
Bundestags-Drucksache 7/2243) — neben der 
Erweiterung des Aktionsprogramms zur Ver- 
hütung des Alkoholismus auch die Frage über- 
prüft, inwieweit gesetzliche Bestimmungen und 
Verordnungen aus reichen bzw. wirksamer be- 
achtet werden könnten? 

Wie haben sich auf Grund der verschiedenen 
Novellierungen des Sozialhilfegesetzes die 
Kosten der Kommunen auf dem Gebiet der 
Sozialhilfe seit 1968/1969, insbesondere im 
Verhältnis zu den Vorausberechnungen, er- 
höht? 

Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung 
aus der Tatsache, daß infolge der Herabset- 
zung des Volljährigkeitsalters auf 18 Jahre 
eine große Zahl mündig gewordener junger 
Menschen, die in Heimen leben, nach den 
geltenden Vorschriften des Jugendwohlfahrts- 
gesetzes ihren Heimplatz verlieren, wenn sie 
nicht der Fürsorgeerziehung oder der Freiwilli- 
gen Erziehungshilfe unterliegen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die entspre- 
chenden Initiativen des Landes Baden-Würt- 
temberg (Bundes rat s-Drucksache 108/75) bzw. 
der Arbeitsgemeinschaft für Jugendhilfe — be- 
treffend „flankierende Maßnahmen zur Herab- 
setzung des Volljährigkeitsalters auf 18 Jahre 
für junge Menschen in Heimen" — zu unter- 
stützen, und gegebenenfalls in welcher Form? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


117. Abgeordneter 
Tillmann 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Einführung eines 
besonderen Tarifs für kinderreiche Familien im 
Bahn-Bus-Verkehr entsprechend der Regelung 
im Schienenverkehr für erforderlich, und wann 
kann gegebenenfalls mit der Einführung eines 
entsprechenden Tarifs gerechnet werden? 


118. Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


Falls der von der Bundesregierung am 27. Juli 
1974 angekündigte Anforderungskatalog für 
Kinderhalteeinrichtungen in Kraftfahrzeugen 
inzwischen von dem beauftragten Batelle-Im 
stitut erstellt worden ist, wie sieht dieser aus 
und welche Schlußfolgerungen zieht die Bun- 
desregierung daraus? 


119. Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


Was unternimmt die Bundesregierung, um 
Autofahrer vom Kauf nutzloser, ja sogar ge- 
fährlicher Auto-Kindersitze und Auto-Kinder- 
gurte zurückzuhalten? 
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120. Abgeordneter Ist die Bundesregierung in der Lage zu erklä- 
Picard ren, weshalb Asphaltbeläge auf den Straßen 

(CDU/CSU) der Bundesrepublik Deutschland sehr unter- 

schiedliche Auswirkungen auf die Sehfähigkeit 
von Autofahrern bei Nacht und Nässe aus- 
üben, und sieht die Bundesregierung Möglich- 
keiten dafür zu sorgen, daß nur solche Asphalt- 
beläge aufgetragen werden, die möglichst 
wenig Licht schlucken bzw. spiegeln, womit ein 
weiterer Beitrag zur Verkehrssicherheit gelei- 
stet würde? 


Trifft es zu, daß bei der Ausschreibung zum 
Betrieb neuer Autobahn-Tankstellen fast aus- 
schließlich die großen Mineralölkonzeme unter 
Berücksichtigung ihres Marktanteils in der je- 
weiligen Region den Zuschlag erhalten und 
daß mittelständische Betriebe deswegen nicht 
berücksichtigt werden, weil sie den Marktan- 
teil der Großkonzerne nie erreichen können 
und von der „Gesellschaft für Nebenbetriebe 
der Bundesautobahnen" zu Liefergemeinschaf- 
ten aufgefordert werden, deren Durchführbar- 
keit in der Praxis nicht möglich ist und wenn 
ja, findet dies die Zustimmung der Bundes- 
regierung? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Vor- 
schlag der Internationalen Organisation für 
Normung (ISO) in Genf, das bisherige Natio- 
nalitätskennzeichen „D" durch „DE" oder 
„DEU" zu ersetzen, zuzustimmen? 


123. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
Ollesch daß es keinen ersichtlichen Grund gibt, das 

(FDP) gültige Kennzeichen „D" für die Bundesrepu- 

blik Deutschland zu verändern? 


124. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung Informa- 
Dr. Evers tionen, denen zufolge für einen völligen Rost- 

(CDU/CSU) schütz der Karosserie von Personenwagen nur 

ein Mehraufwand von 300 DM erforderlich ist, 
und welche Maßnahmen beabsichtigt die Bun- 
desregierung gegebenenfalls zu ergreifen, um 
die Richtigkeit dieser Informationen zu über- 
prüfen bzw. um die Durchsetzung eines der- 
artigen Korrosionsschutzes zu gewährleisten? 


125. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung auf den 
Seiters Beschluß des niederländischen Ministeriums für 

(CDU/CSU) Rijkswaterstaat zu reagieren, den Ausbau des 

Reichsweges 15, der auf niederländischer Seite 
den Anschluß an die E 8 darstellen sollte, nun 
doch entgegen allen Vorbesprechungen zu 
streichen? 
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126. Abgeordneter 
Seiters 


(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
ein schneller Ausbau des niederländischen 
Teilstücks der E 8 von Rheine bis Springbiel- 
De Poppe dringlich ist und notfalls auch ohne 
Absprache mit den Niederlanden durchgeführt 
werden sollte? 


127. Abgeordneter 
Dr. Fuchs 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn und 
die Deutsche Bundespost die Ausbildungsan- 
rechnungsverordnungen über das Berufsgrund- 
schuljahr bei Jugendlichen, die sich bei ihnen 
in Ausbildung befinden, nicht beachten, und 
welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung gegebenenfalls zu ergreifen, damit 
staatliche Institutionen die Verordnungen die- 
ses Staates einhalten? 


128. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, daß es im ost- 
bayrischen Raum durch Rationalisierungsmaß- 
nahmen der Deutschen Bundesbahn zur Ein- 
sparung von mehreren hundert Stellen 
kommt? 


129. Abgeordneter Wie hoch sind nach Schätzung der Bundesre- 
Dr. Jobst gierung die Autobahngebühren, die die Bürger 

(CDU/CSU) der Bundesrepublik Deutschland jährlich im 

Ausland bezahlen? 


130. Abgeordneter Kann man nicht die Tarife im Schienenverkehr 
Tillmann für Senioren auch auf den Fahrkartenverkauf 

(CDU/CSU) im Nachlösewagen und im Bahnbus-Verkehr 

ausdehnen? 


131. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, eine Neuge- 
staltung der Ortsausgangsschilder mit dem 
Ziel vorzunehmen, daß . auf diesen Schildern 
ein Hinweis auf den nächsten in Fahrtrichtung 
gelegenen Ort erfolgt, und wird sie bei den 
Ortseingangs- und den Ortsausgangsschildern 
in solchen Gemeinden, die im Zuge der Ge- 
bietsreform zu Großgemeinden zusammenge- 
schlossen sind, dafür sorgen, daß der alte 
Ortsname in großen Lettern und der Name 
der Großgemeinde in kleiner Beschriftung auf 
diesen Tafeln angegeben wird? 


132. Abgeordneter 
Thürk 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, anläßlich des 
geplanten Neuzuschnittes der Oberpostdirek- 
tionen zu berücksichtigen, daß trotz aller In- 
frastrukturmaßnahmen im Saarland als fort- 
dauernde Folge des späten Anschlusses des 
Saarlandes an das deutsche Wirtschaftsgebiet 
eine erhöhte Empfindlichkeit des Arbeitsmark- 
tes gegeben ist mit der Folge überdurchschnitt- 
licher Arbeitsplatzverluste? 


» 
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133. Abgeordneter 

Thürk 

(CDU/CSU) 


134. Abgeordneter 
Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


135. Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


136. Abgeordneter 
Dr. Dollinger 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung meine Meinung, daß 
demnach der Sitzerhaltung von Bundesbehör- 
den im Grenzland mit allen daraus abzuleiten- 
den Folgen größte Bedeutung zukommt, hin- 
gegen die Überführung der Oberpostdirektio- 
nen Neustadt nach Karlsruhe sowie Trier nach 
Koblenz die dann nicht mehr ausbaubare Ober- 
postdirektion Saarbrücken im Vergleich zu den 
anderen Bezirken als viel zu klein erscheinen 
läßt, was die Sorge rechtfertigt, dies sei ledig- 
lich der erste Schritt zu einer in Wahrheit auf 
längere Sicht geplanten Auflösung der Ober- 
postdirektion Saarbrücken, und welche Ab- 
hilfemöglichkeiten sieht die Bundesregierung 
insoweit? 

Hat die Deutsche Bundespost ihren Einstel- 
lungsstopp dahin gehend überprüft, daß geeig- 
neten Mitarbeitern der Datei GmbH eine 
Übernahme z. B. durch die Zentralämter der 
Deutschen Bundespost ermöglicht wird? 

Ist die Deutsche Bundespost bereit, ihren An- 
teil zum Sozialplan der Deutschen Datei GmbH 
Darmstadt durch Zurverfügungstellung geeig- 
neter Arbeitsplätze zu erweitern? 

Welche Vorstellungen hat zur Zeit das Bundes- 
ministerium für das Post- und Fernmeldewe- 
sen über eine Neuorganisation der Postämter 
(Mitverwaltung) ? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


J37. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß im Bundesministerium für 
Forschung und Technologie Pläne bestehen, 
einen mobilen Ausstellungszug zum Thema 
„kommunale Technologie" in Nordrhein-West- 
falen einzusetzen mit einem Kostenaufwand 
von ca. 1,5 Millionen DM und daß hierzu das 
Ministerium für Forschung und Technologie 
einen wesentlichen Beitrag leistet, und welche. 
Gründe sind im Ministerium für eine derartige 
Entscheidung angeführt worden? 


138. Abgeordneter Aus welchen Haushaltsmitteln soll der mobile 
Lenzer Ausstellungszug zum Thema „kommunale 

(CDU/CSU) Technologien" einen Zuschuß erhalten, und 

welchen Bezug sieht der Bundesminister für 
Forschung und Technologie zwischen dem Ein- 
satz des mobilen Ausstellungszuges „kommu- 
nale Technologien", dem Wahlkampf in Nord- 
rhein-Westfalen und der allgemeinen For- 
schungsförderung der Bundesregierung? 
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139, Abgeordneter 
Reusdienbadi 
(SPD) 


140. Abgeordneter 
Reuschenbach 
(SPD) 


Trifft eine Pressemeldung (WAZ — 28. Januar 
1975) zu, wonadi eine im Auftrag des Mini- 
sters für Forschung und Technologie erstellte 
„Systemanalyse über Entschwefelungsverfah- 
ren" zu dem Ergebnis kommt, der Einbau von 
Raudigas-Entschwefelungs-Anlagen allein in 
die mit Stein- und Braunkohle betriebenen 
Kraftwerke würden Milliarden DM kosten und 
die Stromherstellung um 1,5 bis 3,0 Pfennig 
pro Kilowattstunde verteuern, und ist die Bun- 
desregierung bereit, diese Analyse den Mit- 
gliedern des Bundestages zur Verfügung zu 
stellen? 

Welche Schlußfolgerungen ergeben sich nach 
Ansicht der Bundesregierung aus dieser For- 
schungsarbeit für Gesetze und Verordnungen, 
die für den Betrieb von Kraftwerken und an- 
dere Energieanlagen die Einrichtung von 
„ Rauchgas-Entschwef elungs- Anlagen H vor- 

schreiben? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach das Bun- 
despresseamt vor den nächsten Landtagswah- 
len eine im Boulevardstil aufgemachte Zeitung 
für Arbeitnehmer mit dem Titel „Wir" in einer 
Auflage von 4 Millionen Exemplaren Tages- 
zeitungen beilegen und in Nahverkehrszügen 
der Deutschen Bundesbahn auslegen will? 


2. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


In welchen Zeitabständen soll die Zeitung er- 
scheinen, und was soll sie den Steuerzahler 
im Jahr 1975 insgesamt (einschließlich Entwurf, 
Herstellung und Verteilung) kosten? 


3. Abgeordneter 
Seiters 


(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die Kosten für die Boulevard- 
Zeitung „Wir", die von der Bundesregierung 
in Kürze herausgegeben werden soll, und aus 
welchen Etatmitteln erfolgt die Finanzierung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


4. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


(SPD) 


Kann die Bundesregierung einen aktuellen 
Überblick über den Anteil an deutschem Per- 
sonal in den Vereinten Nationen und in deren 
Sonderorganisationen, insbesondere UNDP, 
UNFPA, FAO, WEHO, ILO, UNESCO, geben, 
und wie kann dieser Anteil jeweils in ein aus- 
gewogenes Verhältnis zu den finanziellen 
Leistungen gesetzt werden, die die Bundesre- 
gierung für die einzelnen VN-Sonderorganisa- 
tionen aufbringt? 


5. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


(SPD) 


Welche Möglichkeiten bestehen gegebenen- 
falls, eine quantitative sowie qualitative Dis- 
krepanz von Beitragszahlung und personeller 
Beteiligung zu überwinden? 


6. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Welche Haltung nimmt die Bundesregierung 
in den Vereinten Nationen zu den Unterdrük- 
kungsmaßnahmen und offensichtlichen Aus- 
rottungsversuchen gegen das kurdische Volk 
ein? 
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7. Abgeordneter 
Schedl 

(CDU/CSU) 


8. Abgeordneter 
Dr. Becher 
(Pullach) 
(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(CDU/CSU) 


10. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, die Sendungen der 
Deutschen Welle nach Äthiopien hätten einge- 
stellt werden müssen, da in Äthiopien lebende 
Deutsche wegen dieser Sendungen Morddro- 
hungen erhalten hätten, und was hat die Bun- 
desregierung — bejahendenfalls — dagegen 
unternommen, hält sie insbesondere eine Fort- 
führung der Deutschen Entwicklungshilfe un- 
ter den gegebenen Umständen für gerecht- 
fertigt? 

Ist die Bundesregierung bereit, von der tsche- 
choslowakischen Regierung die Freilassung des 
zu einer zehnjährigen Kerkerstrafe verurteil- 
ten deutschen Journalisten Werner Gengen- 
bach mit dem Hinweis auf die Tatsache zu 
verlangen, daß sie ihrerseits im Jahr 1969 den 
jetzigen Chef des tschechoslowakischen Presse- 
büros und damaligen Vertreter dieses Büros 
in Bonn, Ottokar Svercina, freigab, obwohl er 
als Bonner Agent des tschechoslowakischen 
Nachrichtendienstes entlarvt worden war? 

Welche Staaten hatten bis zum Tage der An- 
erkennung einer Zweistaatlichkeit Deutsch- 
lands durch die erste Regierungserklärung des 
Kabinetts Brandt/Scheel am 28. Oktober 1969 
mit der DDR-Regierung diplomatische Bezie- 
hungen aufgenommen und damit die volle 
Staatlichkeit der DDR anerkannt? 

Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 14. Februar 1975 zu, das 
Auswärtige Amt könne sich nicht zugunsten 
von Deutschen in der Sowjetunion einschalten, 
die in den freien Teil Deutschlands übersie- 
deln möchten, aber keine Verwandten hier 
haben, und wie verträgt sich dies — bej allen- 
falls — 1 mit den bisherigen Antworten der 
Bundesregierung auf Anfragen zu diesem 
Thema? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


11. Abgeordneter 
Mursch 

(Soltau-Harburg) 

(CDU/CSU) 


Wenn auch bisher durch Hochwasser abgetrie- 
bene Minen aus dem „DDR" -Grenzsicherungs- 
bereich nach bisherigen Verlautbarungen nur 
im Gebiet der Seege gefunden worden sind, 
frage ich die Bundesregierung, ob sie aus- 
schließt, daß durch die Strömung Minen auch 
in die Elbe gelangt sein können? 


12. Abgeordneter 
Mursch 

(Soltau-Harburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregie- 
rung treffen, damit in die Elbufergebiete wahr- 
scheinlicher - oder möglicherweise abgetrie- 
bene, aber noch nicht gefundene, Minen nicht 
zu einer Gefährdung von Wassersportlern und 
Erholungssuchenden werden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


13. Abgeordneter Wird die Bundesregierung das Ergebnis der 
Schlaga staatsanwaltschaftlidien Ermittlungen wegen 

(SPD) Mordversuch an dem CDU-Kollegen Walther 

Leisler-Kiep der Öffentlichkeit zugängig ma- 
chen, sofern das Land Hessen für diesen 
Zweck der Bundesregierung auf deren Ersu- 
chen, zu dem sie sich im Bundestag bereiter- 
klärt hat, die Ermittlungsunterlagen überläßt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


14. Abgeordneter 

Pfeffermann 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesegierung bereit, darauf hinzu- 
wirken, eine Besteuerung der Kraftstoffe nach 
dem Heizwert einzuführen? 


15. Abgeordneter 
Leicht 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
geben, wieviel Planstellen für deutsches Per- 
sonal bei den US-Dienststellen innerhalb des 
Bundesgebietes derzeit mit US-Zivilangehöri- 
gen und Touristen aus den USA besetzt sind? 


16. Abgeordneter 
Leicht 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung darauf drängen, daß 
diese Arbeitsplätze rasch freigemacht und vor- 
schriftsmäßig mit deutschen Arbeitskräften be- 
setzt werden? 


17. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 


Da die schon des öfteren erhobene Forderung 
auf Steuerermäßigung für Lehrhaushalte we- 
gen des aktuellen Mangels an Ausbildungs- 
plätzen, der mit Sicherheit längere Zeit an- 
halten wird, eine erhöhte Bedeutung erfahren 
hat, frage ich die Bundesregierung, ob sie es 
weiter für vertretbar hält, daß für Haushalte, 
die in der Hauswirtschaft Auszubildende aus- 
bilden, keine steuerliche Erleichterung gewährt 
wird? 


18. Abgeordneter 

Picard 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung nicht der Auffassung, 
daß durch eine entsprechende Steuerermäßi- 
gung, wie sie bei Ausbildungsbetrieben im 
industriellen und handwerklichen Bereich be- 
steht, viele Hausfrauen, die die. Voraussetzun- 
gen erfüllen, eher bereit wären, einen Aus- 
bildungsplatz in ihrem Hause zur Verfügung 
zu stellen und läge das nicht im allgemeinen 
Interesse, da die nach der Ausbildung im 
Haushalt abzulegende Prüfung als Hauswirt- 
schafterin eine gute Grundlage für qualifizierte 
Fachberufe darstellt? 
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19. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Krockert eine Anhörung des Europäischen Parlaments 

(SPD) zu der von der Kommission (Bundestags- 

Drucksache 7/3039) vorgeschlagenen Regelung 
des Käsesorten-Zolltarifs im Sinne der Um- 
rechnungsvorschrift nach repräsentativen Kur- 
sen (Verordnung Nr. 129), mit denen vom 
Grundsatz der Verwendung der Parität abge- 
wichen werden darf, der im Anhang zu der 
späteren Verordnung Nr. 950/68 mit der Fest- 
legung der anzuwenden Rechnungseinheit auf 
den Wert von acht Zehntel, acht Hundertstel, 
acht Tausendstel, sechs Zehntausendstel, sie- 
ben Hun.derttausendstel, acht Zehnmillionstel 
und acht Hundermillionstel Gramm Feingold 
aufgestellt wurde, eine ausreichende Grund- 
lage für eine Ratsentscheidung mit bindender 
Kraft für die Bundesrepublik Deutschland dar- 
stellt, ohne daß eine Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses für erforderlich 
gehalten wurde? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
die Befreiung von der Kraftfahrzeugsteuer für 
landwirtschaftlich genutzte Fahrzeuge so aus- 
zudehnen, daß sie auch dann noch wirksam 
ist, wenn diese Fahrzeuge regelmäßig aber 
unentgeltlich caritativen Zwecken zur Verfü- 
gung gestellt werden? 

21. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu dem Pro- 

van Delden blem, das sich bei Investitionen daraus ergibt, 

(CDU/CSU) daß beispielsweise eine Firma X eine Ma- 

schine bekommt, die auf Grund der zurück- 
liegenden Bestellung noch der Investitions- 
steuer von 11% unterliegt, während die Firma 
Y zur gleichen Zeit die gleiche Maschine mit 
Investitionszulage bezieht, wodurch sich eine 
Preis-, Liquiditäts- und Abschreibungsdifferenz 
und damit eine Wettbewerbsverzerrung von 
18,5% ergibt? 

22. Abgeordneter Wäre es infolgedessen nicht erwägenswert, 

van Delden das Investitionssteuergesetz rückwirkend zum 

(CDU/CSU) 1. Dezember 1974 (dem Zeitpunkt des Inkraft- 

tretens des Investitionszulagengesetzes) auf- 
zuheben uhd bis zum Inkraftsetzen eines dazu 
notwendigen Änderungsgesetzes die Investi- 
tionssteuer ensprechend zu stunden, wobei 
auch dann immer noch eine Differenz von 7,5% 
bei dem unter Frage 21 genannten Beispiel 
bleibt? 

Welche Maßnahmen bzw. Projekte werden 
nach dem Programm der Bundesregierung über 
zusätzliche Bundesausgaben zur Föderung der 
Konjunktur (§ 6 Abs. 2 StWG) vom 12. Dezem- 
ber 1974 — Drucksache 7/2978 — im Saarland 
ausgeführt oder gefördert? 


23. Abgeordneter 
Zeyer 
(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 

Vogt 

(CDU/CSU) 
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24. Abgeordneter In welcher Höhe werden hierfür Mittel aus den 

Zeyer Geschäftsbereichen der einzelnen Bundesmini- 

(GDU/CSU) ster eingesetzt? 

25. Abgeordneter Welche Werbeagentur hat in welcher Höhe 

Dr. Wittmann einen Betrag für die Betreuung der in meiner 

(München) schriftlichen Anfrage zur Fragestunde am 22./ 

(CDU/CSU) ^23. Januar 1975, Teil B, Nr. 16 der Bundestags- 

^Drucksache 7/3089, erwähnten Beilage „Der 
Zoll informiert" erhalten? 

26. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Dr. Prassler der nach § 8 Hinterlegungsordnung zu zahlen- 

(CDU/CSU) de Zinssatz eins vom Tausend monatlich noch 

zeitgemäß ist, und ist sie gegebenenfalls be- 
reit, durch eine Gesetzesänderung Abhilfe zu 
schaffen? 

27. Abgeordneter Hält die Bundesregierung an ihrer Absicht 

Dr. Prassler fest, bei der Kraftfahrzeugsteuer die Diskrimi- 

(CDU/CSU) nierung der Zivilbeschädigten gegenüber den 

Kriegsbeschädigten im Sinne einer Gleichstel- 
lung beider Gruppen zu beseitigen, und wird 
die Bundesregierung diese Absicht auch außer- 
halb der zurückgestellten Kraftfahrzeugsteuer- 
reform in absehbarer Zeit verwirklichen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


28. Abgeordnete Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 

Frau rung über die Energieversorgung von Bal- 

Dr. Walz lungszentren durch Kernkraftwerke, und wie 

(CDU/CSU) gedenkt sie in diesem Zusammenhang insbe- 

sondere das Genehmigungsverfahren zu ge- 
stalten? 

29. Abgeordnete Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 

Frau lichkeit, durch den Einsatz der Kernkraftwerke 

Dr. Walz sowohl die Elektrizität als auch die Wärme- 

(CDU/CSU) Versorgung von Ballungszentren zu gewähr- 

leisten, und in welchem Umfange kann durch 
Wärmekraftkoppelung eine umweltfreundliche 

' und sichere Energieversorgung sichergestellt 
werden? 

30. Abgeordneter Wurde beim Gipfeltreffen des französischen 

Burger und deutschen Regierungschefs von diesen 

(CDU/CSU) oder den teilnehmenden Fachministern das 

umstrittene Problem der Ansiedlung eines 
Bleiwerkes in Marckolsheim und die Bestre- 
bungen um eine gemeinsame Planung im Ober- 
rheingebiet angesprochen oder behandelt? 
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31. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 
(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 
Röhner 


(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 
Dr. Holtz 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung unter Be- 
rücksichtigung der vom Bundesamt für Boden- 
forschung ermittelten Untersuchungsergebnis- 
se die Abbauwürdigkeit der Ölschiefervor- 
kommen im Raum Braunschweig/Wolfsburg 
zwischen Beienrode und Schandelah und plant 
sie in näherer Zukunft den Abbau und eine 
wirtschaftliche Nutzung? 

Welche Gegenmaßnahmen gedenkt die Bun- 
desregierung zusammen mit oder auch, ohne 
die Europäischen Gemeinschaften gegenüber 
dem von den USA eingeleiteten Normenkrieg 
zu unternehmen, wie er in der FAZ vom 
11. Februar 1975 beschrieben wird und von 
dem große Nachteile für die deutschen Ver- 
braucher von Produkten amerikanischer Fir- 
men in Deutschland und auch für deutsche Ex- 
porteure nach den USA zu erwarten sind? 

Wie hoch ist der volkswirtschaftliche Verlust 
zu veranschlagen, der durch die Verdoppelung 
der durch Streiks verlorenen Arbeitstage auf 
mehr als eine Million DM insbesondere im 
öffentlichen Dienst und in der Metallindustrie 
1974 entstanden ist? 

Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, bei 
geplanten Betriebsschließungen eine Art Vor- 
kaufsrecht für Betriebsmitglieder einzuführen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


35. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Bis zu welcher Wohnfläche werden zur Zeit 
Neubauten in der Land- und Forstwirtschaft 
gefördet, und wo wird künftig die bei der 
Förderung zulässige Wohnflächenbegrenzung 
bei land- und forstwirtschaftlichen Neubauten 
liegen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
es bei landwirtschaftlichen Betrieben bis zu 
10 ha zu sozialen Härten kommen kann, wenn 
nach der jetzigen Alterkassenregelung kein 
Altersgeld ohne vorherige Abgabe an einen 
Betriebsführer gezahlt wird, und welche Mög- 
lichkeiten bestehen zu einem Nebenverdienst 
bei solchen Landwirten nach Vollendung des 
65. Lebensjahres? 

Wie will die Bundesregierung verhindern, daß 
die französische Regierung Beihilfen für die 
Landwirte der Region zwei des Bergbauern- 
programms vornimmt und damit die EG-Be J 
Stimmungen für das Förderungsprogramm „der 
Landwirtschaft in von der Natur aus benach- 
teiligten Gebieten" unterläuft? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


38. Abgeordneter 
Müller 
(Mülheim) 
(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß ihr 
Gesetzentwurf über die unentgeltliche Beför- 
derung Schwerbehinderter im öffentlichen Per- 
sonenverkehr (UnBefG) in der Fassung der 
Bundesratsdrucksache 736/74 außer den im § 1 
geforderten Voraussetzungen die Gewährung 
des Berechtigtenausweises nicht mehr aus 
einer bestimmten Einkommensgrenze abhängig 
macht, und tritt insofern gegenüber dem bis 
jetzt geltenden Recht eine wesentliche Ände- 
rung ein? 


39. Abgeordneter 
Lutz 
(SPD) 


Wie hoch ist gegenwärtig die Zahl der Ar- 
beitsrichter und die Zahl der bei Arbeitsge- 
richten anhängigen Prozesse in den einzelnen 
Bundesländern? 


40. Abgeordneter 
Lutz 
(SPD) 


Welche Erkenntnisse besitzt die Bundesregie- 
rung darüber, ob und inwieweit sich die gegen- 
wärtige Arbeitsmarktsituation auf die Zahl 
und Dauer der arbeitsrechtlichen Streitfälle in 
der Bundesrepublik Deutschland auswirkt, ins- 
besondere auch, ob sich der durchschnittliche 
Zeitabstand zwischen Klageerhebung und 
Rechtskraft des Urteils verlängert hat? 


41. Abgeordneter Erhalten Nebenerwerbslandwirte bei Arbeits- 
Burger losigkeit in allen Fällen Arbeitslosengeld? 

(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 
Dr. Weber 
(Köln) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie sich die 
Zahl der im Inland lebenden Kinder von Gast- 
arbeitern seit dem 24. Mai 1974 entwickelt hat, 
als die Bundesregierung aufgefordert wurde, 
für die im Auland lebenden Kinder von aus- 
ländischen Arbeitnehmern eine befriedigende 
Regelung der Kindergeld-Leistungen sicherzu- 
stellen? 


43. Abgeordneter 
Dr. Blüm 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß deutsche 
Rentenempfänger, die in der Schweiz leben, 
für anerkannte Versicherungszeiten im ehe- 
maligen Deutschen Reich, in der früheren 
sowjetischen Besatzungszone und in der Deut- 
schen Demokratischen Republik erhebliche 
Nachteile bei ihrer Rente hinnehmen müssen, 
wenn sie in der Bundesrepublik Deutschland 
nur kurzzeitig versichert waren? 


44. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung zur Kon- 
Schedl junkturbelebung eine Novellierung des Laden- 

(CDU/CSU) Schlußgesetzes zu erwägen, die endlich glei- 

tende Ladenschlußzeiten vorsieht? 
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45. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 
Dr. Franz 
(CDU/CSU) 


48. Abgeordneter 
Dr. Franz 
(CDU/CSU) 


49. Abgeordnete 
Frau Huber 
(SPD) 


50. Abgeordnete 

Frau Huber 
(SPD) 


Geschäftsbereich 


51. Abgeordneter 
Tönjes 
(SPD) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung in ihrem 
Bericht über die wirtschaftliche und soziale 
Lage der künstlerischen Berufe (Bundestags- 
Drucksache 7/3071) wesentliche Teile des von 
dem Institut für Projektstudien erstellten Gut- 
achtens nicht veröffentlicht und auch nicht dem 
Bundestag zugeleitet hat und wenn ja, aus 
welchen Gründen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
sie dem Auftrag des Parlaments nicht gerecht 
wird und ihre Verantwortung gegenüber dem 
betroffenen Personenkreis nicht wahrnimmt, 
wenn sie den Parlamentariern durch Nichtver- 
öffentlichung und Nichtzuleitung wesentliche 
Diskussionsgrundlagen und Lösungsvorschläge 
und -möglichkeiten vorenthält? 

In welchem Ausmaß hat sich der Arbeitsanfall 
bei den Arbeitsgerichten in den letzten Jahren 
erhöht, und auf welche hauptsächlichen Ursa- 
chen ist diese Entwicklung zurückzuführen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, das Funktionieren der A|beitsgerichts- 
barkeit ohne Stellenvermehrungen zu gewähr- 
leisten? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach 
§ 2 Abs. 1 Nr. 6 des Gesetzes über die unent- 
geltliche Beförderung von Kriegs- und Wehr- 
dienstbeschädigten sowie von anderen Behin- 
derten im Nahverkehr vom 27. August 1965 
jährlich viele Behinderte die Berechtigung auf 
unengeltliche Beförderung allein dadurch ver- 
lieren, daß die Regelung nach § 81 BSHG die 
Rentendynamisierung nicht berücksichtigt, so 
daß trotz Dynamisierung des Familienzuschlags 
in § 79 BSHG die Einkommensgrenze über- 
schritten wird? 

Wann beabsichtigt die Bundesregierung, die 
Einkommensgrenze bei der Gewährung freier 
Fahrt auf Nahverkehrsmitteln für Behinderte 
so zu gestalten, daß die Berechtigung zur freien 
Fahrt nicht durch die bloße jährliche Anpas- 
sung der Renten verlorengeht? 


des Bundesministers der Verteidigung 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß für die 
Flugabfertiger im militärischen Flugsicherungs- 
dienst die Zahlung der Erschwerniszulage nach 
der Erschwerniszulagen-Verordnung vom 22. 
März 1974 noch ausgesetzt ist, und wann ist 
mit der Zahlung der Zulage zu rechnen? 
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52. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Welche Erfahrungen wurden mit den Notarzt- 
wagen der Bundeswehr gemacht, in welchem 
Umfang werden diese im zivilen Bevölkerungs- 
bereich eingesetzt und an welchen Orten sind 
diese stationiert? 


53. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


Wie ist der Sachstand bezüglich des im Land- 
kreis Wetzlar im Raum Oberkleen/ Vollen- 
kirchen/Oberwetz geplanten Panzerübungsge- 
ländes der Bundeswehr, und in welcher Weise 
haben sich die beteiligten Behörden und In- 
stanzen zu dem Projekt geäußert? 


54. Abgeordneter Beabsichtigt der Bundesminister der Verteidi- 
Lenzer gung substantielle Veränderungen (Umvertei- 

(CDU/CSU) lung oder Neubelegung) der Wetzlarer Garni- 

son? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


55. Abgeordneter 

Schmitz 

(Baesweiler) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich im 
Aachener Grenzraum die Anzahl der Delikte 
des Rauschgiftschmuggels ständig erhöht auf 
Grund der liberalen Handhabung des Gesetzes 
über Rauschgifthandel und -Gebrauch in den 
Niederlanden? 


56. Abgeordneter 
Schmitz 
(Baesweiler) 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zusammen 
mit den niederländischen Behörden zu unter- 
nehmen, um den Drogenschmuggel im deutsch- 
niederländischen Grenzgebiet und die damit 
verbundene erhöhte Gefährdung von Jugend- 
lichen zu unterbinden? 


57. Abgeordneter 
Westphal 
(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß eine 
Witwe mit Kindern dann Anspruch auf Kinder- 
geld hat, wenn sie selbst Witwenrente und 
ihre Kinder Halbwaisenrente einschließlich des 
Kinderzuschusses erhalten, und auf welche 
Weise wird dieser Personenkreis auf sein 
Recht, Anträge auf Kindergeld zu stellen, auf- 
merksam gemacht? 


58. Abgeordneter 
Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


Trifft es bei richtiger Auslegung des Bundes- 
kindergeldgesetzes zu, daß einer ledigen Mut- 
ter für die bei ihr lebenden und von ihr voll- 
ständig unterhaltenen Kinder kein Kindergeld 
zusteht, weil der uneheliche, seinen Unter- 
haltsverpflichtungen nicht oder nur unzurei- 
chend nachkommende Vater als 100% Erwerbs- 
unfähiger Kinderzuschuß aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung erhält? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


59. Abgeordnetei Wann kann mit dem Baubeginn der Bundes- 

Milz autobahn A 1 von Euskirchen bis zur Landes- 

(CDU/CSU) grenze von Rheinland-Pfalz gerechnet werden, 

und wann wird die Übergabe an den Verkehr 
erfolgen? 

60. Abgeordneter Wann erfolgt der Baubeginn der Umgehungs- 

Milz straße B 51 (Europastraße 42) Dahlem Kreis 

(CDU/CSU) Euskirchen, und wann kann mit der Fertig- 

stellung dieser Bundesstraße gerechnet wer- 
den? 

61. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, 

Dr. Jenninger durch gesetzgeberische Maßnahmen Länder 
(CDU/CSU) und Gemeinden zu veranlassen, Körperbehin- 

derten und eventuellen Begleitern dadurch 
Hilfe zu gewähren, daß sie berechtigt sind, mit 
einer kostenlosen, widerrufbaren Genehmi- 
gung und besonderem Ausweis auf Parkplät- 
zen, in Halteverboten und vor Parkuhren die 
zugelassene Parkdauer zu überscheiten, wenn 
in zumutbarer Entfernung keine andere Park- 
möglichkeit besteht? 

62. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung unternommen 

Dr. Waffenschmidt bzw. gedenkt sie zu tun, um eine baldige 
(CDU/CSU) Elektrifizierung der Siegtalstrecke der Deut- 

schen Bundesbahn zu erreichen? 

63. Abgeordneter Kann mit Hilfe von Konjunkturförderungs- 

Dr. Waffenschmidt mittein des Bundes eine vorrangige Elektrifi- 
(CDU/CSU) zierung der Siegtalstrecke erreicht werden? 

64. Abgeordneter Trifft es zu, daß für den Ausbau der Ortsum- 

Becker gehung Telgte im Zuge der Bundesstraßen 

(Nienberge) B 51 / B 64 deshalb im Bundeshaushalt 1975 

(SPD) keine Mittelansätze vorhanden sind, weil keine 

baureifen Pläne vorliegen? 

65. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Angaben darüber 

Becker machen, welches Stadium der Planung und 

(Nienberge) Finanzierung nach 20-jährigen Vorbereitungen 

(SPD) für den Bau dieser Umgehungsstraße inzwi- 

schen erreicht ist und wo die Ursachen für 
Verzögerungen bei der Verwirklichung dieses 
Projektes liegen? 

66. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, wonach die Deutsche 

Blank Bundesbahn entgegen ihrer ursprünglichen 

(SPD) Planung davon absehen will, die Strecke 

Köln — Bergisch Gladbach als S-Bahn zu be- 
treiben und dementsprechend auszubauen? 
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67. Abgeordneter 
Blank 
(SPD) 


68. Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 
(CDU/CSU) 


69. Abgeordneter 

Dr. Köhler 

(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


70. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


71. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


72. Abgeordneter 
Biehle 

(CDU/CSU) 


73. Abgeordneter 

Dr. Klein 

(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


Welche Investitionen hat die Deutsche Bun- 
desbahn bereits im Hinblick auf den S-bahn- 
mäßigen Ausbau dieser Strecke im Bereich des 
Hauptbahnhofs Köln und auf der Strecke selbst 
erbracht? 


Will die Deutsche Bundesbahn die Strecke 
Hausach — Freudenstadt für den Peronen- und 
Güternahverkehr aufrechterhalten oder ist zu 
befürchten, daß die im Winterfahrplan 1974/ 
1975 erkennbar gewordene Abstufung die Still- 
legung dieser Bahnlinie zum Ziel hat? 


Ist die Bundesregierung bereit, falls die Tras- 
senführung des Autobahnzubringers Wolfs- 
burg/Braunschweig wegen der Ölschiefervor- 
kommen geändert werden muß, eine neue 
Linienführung der Trasse und das dafür erfor- 
derliche Feststellungsverfahren mit größter 
Beschleunigung und unter Angabe eines be- 
stimmten Zeitpunktes voranzutreiben? 


Kann die Bundesregierung Pressemeldungen 
über geplante Streckenstillecjungen der Deut- 
schen Bundesbahn im Bereich des Verwal- 
tungspräsidiums Braunschweig (Zonenrandge- 
biet) bestätigen und mitteilen, um welche 
Strecken es sich handelt? 


Welche Planungen und Vorstellungen über 
Verbesserungen, Modernisierungen und Auf- 
lassungen von Bundesbahnstrecken bzw. Um- 
stellungen vom Schienenverkehr auf Straßen- 
verkehr oder andere Veränderungen der Per- 
sonenbeförderung bestehen bei der Deutschen 
Bundesbahn für den Raum Unterfranken be- 
sonders auch bei eingleisigen Strecken und bis 
wann sollen diese mit jeweils welchen Kosten 
verwirklicht werden? 


Welche Überlegungen oder Planungsvorstel- 
lungen bestehen für die Deutsche Bundesbahn 
zur Bewältigung der schienen- bzw. straßen- 
gebundenen Personenbeförderung für die 
unterfränkischen Nahverkehrsschwerpunkte 
Würzburg, Aschaffenburg und Schweinfurt, 
und mit welchen Kosten rechnet man, diese 
Planungen in welchen Jahren zu realisieren? 


Wie steht die Bundesregierung zu der beab- 
sichtigten Aufhebung des Stückgut-Bahnhofs 
Duderstadt angesichts der Tatsache, daß im 
Verlauf der letzten Jahre nach und nach die 
Kreisverwaltung, das Katasteramt, das Zollamt 
und andere Ämter aus Duderstadt abgezogen 
worden sind, und welchen Ersatz gedenkt sie 
der Stadt Duderstadt im Falle der Aufhebung 
des dortigen Stückgut-Bahnhofes anzubieten, 
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74. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


75. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


76. Abgeordneter 

Dr. Penner 
(SPD) 


77. Abgeordneter 

Dr. Penner 
(SPD) 


um im Sinne der Ziele der Zonenrandförde- 
rungsgesetzgebung die — nicht nur durch die 
derzeitige Arbeitslosenquote von rund 15% 
erheblich gefährdete — wirtschaftliche Ent- 
wicklung Duderstadts zu unterstützen? 

Treffen Meldungen zu, die Bundesregierung 
habe sich gegenüber der „International-Stan- 
dardization-Organization" (ISO) damit einver- 
standen erklärt, daß das Nationalitätskenn- 
zeichen „D J1 durch „DE" oder „DEU" ersetzt 
wird, wenn dies technisch unumgänglich ist, 
und was hat die Bundesregierung — bejahen- 
denfalls — unternommen, um — über die 
Regelung für Kraftwagen hinaus — - dafür zu 
sorgen, daß im größtmöglichen Umfang die 
Abkürzung „D" verwandt wird, da der Vor- 
schlag der ISO nur den Charakter einer 
Empfehlung hat? 

In welchem Umfang sind seit Abschluß der 
Planung bzw. Beginn des Baus des Rangier- 
bahnhofs Maschen zusätzliche Kosten für die 
Durchführung von Lärmschutzmaßnahmen ent- 
standen? 

Welche Gründe sind für die vorgesehene Ein- 
schränkung des Zugverkehrs auf der Bundes- 
bahn-Strecke Wuppertal-Elberfeld/Wuppertal- 
Cronenberg maßgebend? 

Ist dabei auch bedacht worden, daß durch 
diese Strecke ein großes Naherholungsgebiet 
der Stadt Wuppertal verkehrsmäßig erschlos- 
sen wird? 


78. Abgeordneter 

Dr. Enders 
(SPD) 


Wie beurtelit die Bundesregierung die von der 
Deutschen Bundesbahn beabsichtigte Stille- 
gung der bisherigen Hauptstrecke von Mals- 
feld (Kreisteil Melsungen) nach Treysa, wäh- 
rend nach dem Raumordnungsgutachten der 
Regionalen Planungsgemeinschaft Kassel der 
Ausbau dieser Strecke für höhere Geschwin- 
digkeiten wegen der Verbindung von drei 
Mittelzentren untereinander und deren An- 
schluß an das Oberzentrum Kassel zur Prü- 
fung empfohlen wird? 


79. Abgeordneter 

Dr. Enders 


(SPD) 


Welche Investitionen wären für den verkehrs- 
gerechten Straßenausbau erforderlich, falls 
wegen der Stillegung der Strecke Malsfeld — 
Treysa der bisherige Schienenverkehr auf die 
Straße verlagert werden müßte? 


80. Abgeordneter 

Hoffie 

(FDP) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
der Tatsache Rechnung zu tragen, daß in Darm- 
stadt die höchste PKW-Dichte der Bundesrepu- 
blik Deutschland und die höchste Wachstums- 
rate des Verkehrsaufkommens im Personen- 
verkehr in Hessen bis 1990 verzeichnet wird? 
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81. Abgeordneter 
Hoffie 


(FDP) 


Inwieweit ist die Bundesregierung bereit, ge- 
genüber den bisher vorliegenden Verkehrs- 
investitionsplanungen und Dringlichkeitsstufen 
bevorzugt Mittel bereitzustellen, um die be- 
sondere Verkehrssituation in der Planungs- 
region Darmstadt zu berücksichtigen? 


82. Abgeordneter 

Dr. Holtz 
(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, zur Eindäm- 
mung der gefährlichen Bleiverseuchung durch 
Auspuffabgase kleine Hecken, die ein hoch- 
wirksamer Reinigungsfilter sind, neben Auto- 
bahnen und stark befahrenen Landstraßen ein- 
zusetzen? 


83. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß das 
Gutachten über die geplante Fusionierung der 
Oberpostdirektion Braunschweigs und Hanno- 
vers ergeben hat, daß betriebswirtschaftliche 
Vorteile zur Zeit nicht erzielt werden und daß 
mit einem Rationalisierungserfolg begrenzten 
Umfangs erst in zehn Jahren zu rechnen ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


84. Abgeordneter 
Baier 


(CDU/CSU) 


Wie groß war in den Jahren 1972, 1973 und 
1974 der zahlenmäßige und der prozentuale 
Anteil an öffentlich geförderten Eigentümer- 
wohnungen in Familienheimen und Mehrfa- 
milienhäusern (einschließlich Wohnungseigen- 
tum) gegenüber dem Anteil an öffentlich ge- 
förderten Mietwohnungen? 


85. Abgeordneter 
Hauser 
(Bonn- 

Bad Godesberg) 
(CDU/CSU) 


Wie weit sind die Verhandlungen über den 
Abschluß einer Vereinbarung über den weite- 
ren Ausbau Bonns als Bundeshauptstadt und 
die Bildung einer Entwicklungsgesellschaft 
Bundeshauptstadt gediehen, nachdem der Bun- 
desminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau unter dem 5. Juni 1974 der Stadt 
Bonn die entsprechenden Entwürfe übersandt 
hat? 


86. Abgeordneter 
Hauser 
(Bonn- 

Bad Godesberg) 
(CDU/CSU) 


Ist mit einem baldigen Abschluß des Vertrags- 
werks zu rechnen, nachdem die Stadt Bonn 
ihr grundsätzliches Einverständnis erklärt hat 
oder sind neuerlich Schwierigkeiten aufgetre- 
ten? 


87. Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


In welcher Weise wird der konjunkturellen 
Situation in der Bauwirtschaft von den Bun- 
desländern beim Abruf von Bundesmitteln aus 
dem Modernisierungsprogramm Rechnung ge- 
getragen? 
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88. Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


89. Abgeordneter 

Dr. Lohmar 


(SPD) 


90. Abgeordneter 
Dr. Lohmar 


(SPD) 


Worauf ist es zurückzuführen, daß Antrag- 
stellem^gemäß den Richtlinien zur Förderung 
von Modernisierungsvorhaben von den zu- 
ständigen Ämtern in Rheinland-Pfalz mitge- 
teilt wird, an eine Bewilligung sei durch das 
Fehlen von Durchführungsbestimmungen, aber 
auch von Zuschußmitteln, vorerst nicht zu 
denken? 

Wieviel Wohnungseinheiten konnten in den 
Städten mit einer kommunalen Wohnungsver- 
mittlung vergleichsweise zu den privaten 
Makler-Vermittlungsleistungen im Jahr 1974 
vermittelt werden, und wie ist die soziale 
Struktur der von der Wohnungsvermittlung 
kommunaler Stellen betreuten Wohnungssu- 
chenden? 

Wie sind die Rechts- und Organisationsformen 
der kommunalen Wohnungs Vermittlungen in 
den großen Städten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


91. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung bei den bevorste- 
henden Verhandlungen mit der DDR darauf 
drängen, daß ein Ausbau der Autobahn von 
Obersuhl (Kreis Hersfeld/Rotenburg) nach 
Eisenach erfolgt, und wird sie auf eine Wie- 
dereröffnung der früheren Eisenbahnhaupt- 
strecke Kassel, Eichenberg, Leinefeld, Halle/ 
Saale hinwirken? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


92. Abgeordneter Was unternimmt die Bundesregierung, um den 
Pfeffermann Ersatz von Benzin und Diesel in Kraftfahr- 

(CDU/CSU) zeugen durch neue Kraftstoffe, wie Metalol, 

Wasserstoff u. ä. zu ermöglichen durch steuer- 
liche Anreize, durch Ankauf von Prototypfahr- 
zeugen und durch Forschung Vorhaben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


93. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, da- 
mit das Überangebot an Lehrkräften in einigen 
Bundesländern innerhalb des Bundesgebietes 
ausgeglichen wird? 
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94. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 

(CDU/CSU) 


Warum sind die Fachhochschulen noch nicht in 
das Förderungsprogramm des Deutschen Aka- 
demischen Austausch-Dienstes einbezogen? 


95. Abgeordneter 

Dr. Stavenhagen 

(CDU/CSU) 


Warum wird bei den laufenden Verhandlun- 
gen hierüber nur an die integrierten Fachhoch- 
schulen gedacht, und weshalb ist damit zu 
rechnen, daß die Verhandlungen sich noch auf 
Jahre hinaus erstrecken werden? 


96. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Auf welche Weise will die Bundesregierung 
ihre Berufsbildungspolitik in den Europäischen 
Gemeinschaften abstimmen, bzw. in anderen 
Ländern der EG schon vorhandene Berufsbil- 
dungssysteme in ihre Gesetzesvorschläge ein- 
bauen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


97. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, der Personalrat der Bundesstelle 
für Entwicklungshilfe (BfE) sei zurückgetreten, 
weil die Übernahme der Bediensteten, die 
nicht von der Gesellschaft für technische Zu- 
sammenarbeit (GtZ), in der die Bundesstelle 
für Entwicklungshilfe aufgeht, beschäftigt wer- 
den könnten, auf freie Stellen im Bundesmini- 
sterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
systematisch verhindert worden sei und das 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit auch nicht für eine anderweitige 
angemessene Beschäftigung gesorgt habe, und 
wie vereinbart — bejahendenfalls — die Bun- 
desregierung dieses Verhalten mit ihrer Pflicht 
zu einer sparsamen Personalpolitik im öffent- 
lichen Dienst? 


Bonn, den 14. Februar 1975 



